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Bankgeheimnis. 
Von Rechtsanwalt Otto Bernstein, Berlin. 


„Ein sogenanntes Bankgeheimnis kennt die Reichs- 
abgabenordnung nicht.” 


Fünfter Senat des Reichsfinanzhofs am 
19, April 1929, V A 794. 28, 


„Daß die Abgabenordnung das Bankgeheimnis zu- 
gunsten der Erforschungspflicht der Steuerbehörden 
gelockert hat, bedeutet nicht, daß damit die Schutz- 
bedürftigkeit der mit dem Bankgeheimnis umschirmten 
Belange überhaupt verneint sei, Das Leben, es handele 
sich um wirtschaftliches, staatliches oder rein geistiges 
Leben, kann eine beliebige und dauernde Offenlegung 
seiner inneren Tatsachen und Vorgänge ohne Schädigung 
oder Verkümmerung nicht vertragen." 

Zweiter Senat des Reichsfinanzhofs am 
2. Juli 1929, II A 124. 29. 


Zwischen den hier zitierten beiden Entschei- 
dungen des Reichsfinanzhofs, die auf S. 392 bzw. 389 
der vorliegenden Nummer des Bank-Archivs wört- 
lich abgedruckt sind, besteht bei rein formaler Be- 
trachtung kein Widerspruch. Der fünfte Senat 
bejaht die Frage, ob die Depot- und Tresor- 
bücher einer Bank dem Prüfungsbeamten des Finanz- 
amts vorzulegen sind, für die allgemeine Buch- 
und Betriebsprüfung!), der zweite Senat 
verneint die nämliche Frage für den besonderen 
Fall der Börsenumsatzsteuer-Nachprüfung. 
Formal ist das eine mit dem anderen vereinbar, für 
die Herbeiführung eines Plenarentscheids bestand 
also keine Veranlassung. 


Legt man indessen entscheidenden Wert nicht 
auf das formale Ergebnis, sondern auf den Geist, 
der sich in der Begründung der einen und der 
anderen Entscheidung des Reichsfinanzhofs offen- 
bart, dann besteht zwischen beiden Urteilen ein 
Gegensatz, wie er schärfer und einschneidender 
nicht zu denken ist. Die Feststellung des V. Senats, 
daß die Reichsabgabenordnung ein „sogenanntes 


1) Der Reichsminister der Finanzen hat dem Centralverband 
des Deutschen Bank- und Bankiergewerbes auf eine an ihn 
aus Anlaß dieses Urteils gerichtete Vorstellung unterm 9. Juli 1929 
Miigeteilt, daß bei Buch- und Betriebsprüfungen die Prüfer an- 
$ewiesen sind, nur die Verhältnisse der Bank und nicht die- 
!nigen der Kunden zu klären; die Prüfer würden daher von dem 
“echt, das ihnen nach dem Urteil vom 19, April 1929 zusteht, 
Pur unter besonderen Umständen Gebrauch machen. 


Sicherungsübereignung und Rechtsprechung. 
Von Dr. Arwed Koch, Jena. 


Gerichtliche Entscheidungen. 


Bankgeheimnis” nicht kenne, atmet —- von allem 
anderen abgesehen — einen Amtsgeist von jener 
Frostigkeit, in der sich Nachnovember und Vormärz 
mitunter stark berühren. Wie andersund wievieltiefer 
dringt das — unter dem Vorsitz des Präsidenten des 
höchsten Finanzgerichtshofs ergangene — Urteil des 
II. ‚Senats in das Problem des Bankgeheimnisses 
im Steuerrecht ein: „Keine Gesetzgebung wird ohne 
Schädigung des Gemeinschaftslebens und seiner 
Einzelgebilde der Erforschungspflicht im öffentlichen 
Leben, insbesondere im Prozesse, das Beicht-, 
Berufs-, Dienstgeheimnis beliebig preisgeben können.“ 
Das Bankgeheimnis wird vom zweiten Senat somit 
als ein Recht der Beteiligten betrachtet, dessen 
Schutz auch im Interesse der Volksgemeinschaft 
liegt und das deshalb grundsätzlich auch von den 
Organen der Steuerverwaltung geachtet werden 
muß. Die Durchbrechungen, welche die Reichs- 
abgabenordnung im einzelnen enthält, sind nicht in 
den Bedürfnissen des Steuerrechts als solchen be- 
gründet, sondern sind ephemerer Art, sind „aus dem 
Notstand der Zeit heraus” vorgenommen; diese 
Durchbrechungen können „ohne Gefährdung lebens- 
wichtiger Interessen des Gemeinschaftslebens als 
erträglich überhaupt nur unter der Voraussetzung 
angesehen werden, daß die Finanzbehörden von den 
ihnen eingeräumten Befugnissen nur insoweit Ge- 
brauch machen, als die vollständige Erforschung 
der steuerrechtlichen Tatbestände und die Ueber- 
wachung steuerlicher Hilfspflichten auf eine andere 
Weise nicht möglich ist," 


Insoweit enthält das Urteil des II. Senats des 
Reichsfinanzhofs — auch über die behandelte Einzel- 
frage der Börsenumsatzsteuerprüfung hinaus — wich- 
tige Hinweise für die praktische Handhabung der 
Prüfungs- und Auskunftsbefugnisse der Steuer- 
behörden im Rahmen des heute geltenden Rechts. 
Darüber hinaus aber beleuchtet es klar und scharf 
die Bedeutung des Problems des Bankgeheimnisses 
für die jetzt zur Erörterung stehende große Frage 
einer Reform unseres Steuer- und Finanzwesens. 


„Aus dem Notstand der Zeit heraus” 
hat die Keichsabgabenordnung, so sagt der Il. Senat 
des Reichsfinanzhofs, das Bankgeheimnis in gewissen 
Beziehungen durchbrochen. Es bleibe hier un- 
erörtert, ob der Gesetzgeber von 1919 den Not- 
stand seiner Zeit richtig erkannt, ob er zur 
Abhilfe auf dem Gebiete des formalen und des 
materiellen Steuerrechts die richtigen Maßnahmen 
getroffen hat. Unsere heuti ge Zeit kennt keinen 
schwereren, keinen dringlicheren Notstand als die 
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unzulängliche Kapitalbildung im In- 
lande; sie ist in Wahrheit die Quelle und Ursache 
nahezu aller Nöte, unter denen unsere Wirtschaft 
und ihre einzelnen Zweige leiden. Die Erkenntnis 
hiervon ist heute derart zum Gemeingut aller 
Parteien und Volkskreise geworden, daß selbst 
Politiker, auf deren Programm die Bekämpfung des 
Kapitalismus steht, sich ihr nicht zu entziehen ver- 
mögen. Eine so geartete Zeit erfordert auf dem 
Gebiete nicht nur des materiellen, sondern auch 
des formalen Steuerrechts Maßnahmen, welche den 
Kapitalzufluß an die der Befriedigung inländischen 
Kapitalbedarfs dienenden Anstalten und Firmen 
fördern, nicht aber den Tendenzen zu unwirtschaft- 
lichem Kapitalverbrauch oder namentlich zur Kapital- 
abwanderung ins Ausland Vorschub leisten. Die 
rührige Propaganda ausländischer Geldinstitute, 
welche diese Tendenzen mit unleugbarem Erfolge 
zu fördern und auszuwerten sucht, hat in der bis- 
herigen deutschen Finanzgesetzgebung und Finanz- 
praxis, sowie in ihren literarischen und publizistischen 
Verteidigern?) die besten Helfer gefunden. 


Den Befürwortern der restlosen Wiederher- 
stellung des Bankgeheimnisses ist die Steuer- 
moral mindestens ebenso wichtig, wie ihren 
Gegnern, insbesondere haben Banken und Bankiers 
gewiß kein Interesse daran, daß die ihnen ob- 
liegenden steuerlichen Lasten durch Steuerausfälle 
bei ihrer Kundschaft Erhöhungen in größerem oder 
auch nur geringerem Umfange erfahren?). Aber die 
Erfolge der seit zehn Jahren angewandten homöo- 
pathischen Methode, Unmoral durch Unmoral zu 
kurieren — und unmoralisch ist der dem Auskunfts- 
pflichtigen im Interesse der Steuer zugemutete Ver- 
trauensverrat ohne jeden Zweifel —, sind doch 
außerordentlich fragwürdig. Es ergibt sich außer- 
dem die ernste Frage, ob nicht die erst nach 
dem Ergehen der Reichsabgaben- 
ordnung bis zur Vollkommenheit ausgebildete 
und — wie die erstatteten amtlichen Berichte 
zeigen — mit großem Erfolge arbeitende Buch- 
und Betriebsprüfung beim Steuer- 
pflichtigen selbst auch vom Standpunkt des 
Steuerfiskus betrachtet die Möglichkeit eröffnet, auf 
die Anwendung des unfairen Mittels der Auskunfts- 


2) Hierzu gehört auch eine als 14. Heft der von Prof. 
Dr. Prion herausgegebenen „Bank- und finanzwirtschaftlichen 
Abhandlungen” im Verlag von Julius Springer, Berlin 1929 er- 
schienene Schrift „Das Bankgeheimnis” von Dr. rer, pol. Hans 
Theodor Schubert, die sich durch größere Gründlichkeit 
in der Zusammenstellung des geschichtlichen Materials, als in 
ihren auf den vorliegenden Gegenstand bezüglichen steuer- und 
wirtschaftspolitischen Betrachtungen auszeichnet (vgl. insbes. S. 75 
bis 77 ebenda]. Sie sucht unter anderem dem Hinweis auf die 
Förderung der Kapitalabwanderung seitens der heutigen 
deutschen Gesetzgebung durch die Inaussichtstellung von inter- 
nationalen Rechtshilfevereinbarungen unter der Aegide des 
Völkerbunds zu begegnen. Diese Zukunftsmusik hat der Reichs- 
finanzminister Erzberger bereits im Jahre 1919 ertönen 
lassen und die von ihm in diesem Punkte erweckten Er- 
wartungen haben die Annahme der einschlägigen Bestimmungen 
der RAbgO. wesentlich gefördert. Heute wird kaum jemand naiv 
genug sein, um anzunehmen, daß solche ausländische Staaten, 
deren Bankwesen nicht zum mindesten dank der unverbrüch- 
lichen Wahrung des Bankgeheimnisses zu größter internationaler 
Geltung gelangt ist, auf diese der eigenen Volkswirtschaft so 
zuträgliche Vorzugsstellung freiwillig verzichten werden, 


3) Vgl. Oscar Wassermann, Verhandlungen des VL Allg, 
Deutschen Bankiertags zu Berlin, 1925, S. 3. 


einholung bei an sich zur Verschwiegenheit ver- 
pflichteten Dritten — von einer Durchschnüffelung 
ihrer Bücher zwecks Aufdeckung unbekannter Steuer- 
fälle der Kundschaft ganz zu schweigen — in 
weitem Umfange zu verzichten. 


Man hat in anderen Ländern, in denen die 
steuerliche Belastung gegenwärtig im Verhältnis zur 
Vorkriegszeit ebenfalls außerordentliche Ausmaße 
angenommen hat, das Bankgeheimnis gleichwohl un- 
verändert bestehen lassen, weil die öffentliche 
Meinung einen solchen Eingriff dort schlechterdings 
nicht ertragen würdet), Die fiskalischen Interessen 
dieser Länder haben unter diesem Zustande nicht 
gelitten. Man wird das nicht darauf zurückführen 
können, daß in jenen Ländern die Volkskultur einen 
höheren Stand, der Volkscharakter wertvollere sitt- 
liche Bestandteile aufweise als bei uns, so daß es 
dort, im Gegensatz zu Deutschland, nicht nötig sei, 
ein Defizit der Steuermoral durch Zuhilfenahme der 
Auskunftspflicht Dritter zu decken. Man wird viel- 
mehr, wenn diese Notwendigkeit für Deutschland 
wirklich behauptet werden sollte, darin nicht ein 
Krankheitssymptom der Moral des Volkes oder auch 
nur bestimmter Volksklassen, sondern ein Krankheits- 
symptom des Steuersystems und der Finanzpolitik zu 
erblicken haben, Staatskredit und Steuermoral sind 
Zwillingsgeschwister, sie haben ihren gemeinsamen 
Ursprung in dem Vertrauen der sparenden und 
steuerzahlenden Kreise des Volks zu einer öffent- 
lichen Finanzwirtschaft, die in ihren Zielen mit denen 
der allgemeinen Wirtschaft übereinstimmt und stark 
genug ist, diese Ziele gegenüber unwirtschaftlichen 
Einflüssen und Tendenzen durchzusetzen. Erregend 
und vielfach demoralisierend wirkt nichts so sehr, wie 
der Kontrast zwischen der Allmacht, deren sich die 
Reichsfinanzverwaltung gegenüber dem Steuerpflich- 
tigen erfreut, und der Ohnmacht, zu der sie verurteilt 
zu sein scheint, wenn die Erfüllung ihres nobile offi- 
cium, des Schutzes der nationalen Steuer- und Spar- 
kraft gegen Ueberlastung, insbesondere durch eine 
unvernünftige Ausgabenpolitik und eine ungeregelte 
Konkurrenz der Steuerempfänger, in Frage steht. 
Je energischer sich die Finanzverwaltung auf diesem 
Gebiete als Vorkämpferin der von der Wirtschaft 
vertretenen Reformgedanken betätigt, desto balder 
und desto reicher wird sich der Erfolg in Gestalt 
eines wachsenden Vertrauens der Steuerpflichtigen 
aller Kreise einstellen und desto seltener werden 
Erscheinungen werden, die zu berechtigter Klage 
über mangelhafte Steuermoral Veranlassung geben. 


Der Entscheidung des Il. Senats des Reichs- 
finanzhofs vom 2, Juli 1929 gebührt zunächst das 
Verdienst, den Anspruch des Bankgewerbes auf 
eine rücksichtsvollere Behandlung seines Berufs- 
geheimnisses in einer Weise betont zu haben, die 
auf die Organe der Finanzverwaltung hoffentlich 
nicht ohne Eindruck bleiben wird. Aufgabe anderer 
Stellen wird es sein, dahin zu arbeiten, daß sich dem 
neuen Geist, der sich in diesem Urteil äußert, auch 
die Türen der Gesetzgebung nicht länger verschließen. 


') Vgl. insbes, für England Schubert a a. O. S. 85£. 
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Der Young-Plan und das beschlagnahmte 
deutsche Eigentum. 
Von Dr. jur. H, A. Simon, Berlin. 


Der Schlußbericht der Pariser Sachverständigen- 
Konferenz widmet einen Hauptabschnitt (Nr. 9) der 
„Liquidierung der Vergangenheit” und gibt hierdurch, 
betont durch den bereits im Dawes-Plan enthaltenen 
Schlußabsatz des letzten Hauptabschnitts (Nr. 12), 
worin der Bericht als ein unteilbares Ganzes gekenn- 
zeichnet wird, zu erkennen, daß die zur Liquidierung 
der Vergangenheit den Regierungen unterbreiteten 
Vorschläge einen wesentlichen Bestandtcil des ge- 
samten Planes bilden. 


Regierungen und Deutschland endgültig zu regeln. 
Die obige Empfehlung erstreckt sich natürlich nicht 
aa die Fälle, wo bereits Sonderregelungen erfolgt 
sind, 


Die Annahme des vorliegenden Planes führt not- 
wendigerweise zur Aufhebung der Gesamthaftung 
Deutschlands auf der einen Seite, Oesterreichs, 
Ungarns und Bulgariens auf der anderen Seite, für 
die Reparation und fernerhin zur Beseitigung jeder 
etwaigen gegenwärtigen oder zukünftigen Verpflich- 
tung, welche diese Mächte untereinander aus der 
Gesamthaftung haben könnten. 


Insbesondere empfiehlt der Ausschuß den 
Gläubigermächten, von einer Eintreibung der in 
Art. 261 des Versailler Vertrages genannten Forde- 
rungen Deutschlands gegen seine früheren Verbün- 


Nachstehend der Wortlaut: 


„Um so schnell wie möglich zu einer allgemeinen 
Liquidierung der durch den Krieg und den darauf 
folgenden Versailler Vertrag 'aufgeworfenen finan- 
ziellen Fragen zu gelangen, einer Liquidierung, durch 
welche allein die endgültige Rückkehr Europas zu 
normalen finanziellen und wirtschaftlichen Verhält- 
nissen gewährleistet werden kann, empfiehlt der Aus- 
schuß die Bereinigung dieser Fragen im Geiste all- 
seitigen Entgegenkommens. 


Unsere Auffassung geht dahin, daß durch eine 
Regelung nach obigen Grundsätzen die Abrechnungen 
zwischen der Reparationskommission und Deutsch- 
land über die vor der Zeit des Dawes-Planes liegenden 
Vorgänge einschließlich solcher Abrechnungen, die 
Gutschriften auf die ursprüngliche Kapitalschuld be- 
dingen, gegenstandslos werden. Wir treten mit aller 
Entschiedenheit dafür ein, daß die Konten möglichst 
bald abgeschlossen werden. 


Die Gläubigerregierungen ermäßigen nach dem 
neuen Plan weitgehend die Gesamtheit ihrer sich 
aus dem Kriege oder nach dem Versailler Vertrage 
ergebenden Ansprüche. Wie den Sachverständigen 
der Gläubigerländer bekannt ist, hat Deutschland 
wegen früherer Vorgänge noch unerledigte Ansprüche 
geltend gemacht, oder es wird solche vielleicht noch 
geltend machen. Ohne auf die sachliche Berechti- 
gung dieser Ansprüche eingehen zu können, sind sie 
der Ansicht, daß die Gläubigerregierungen zu der 
Erwartung berechtigt seien, Deutschland werde in 
Anbetracht der endgültigen Festlegung der Gläubiger- 
ansprüche auf einen ermäßigten Betrag seine An- 
sprüche fallen lassen. Jedes andere Verfahren würde 
mit ihrer Absicht unvereinbar sein, daß die neuen 
Annuitäten, wenn sie einerseits alle in Teil XI des 
Dawes-Planes bezeichneten Ansprüche decken, 
andererseits ohne irgend einen Abzug für frühere 
Vorgänge entrichtet werden sollen. Jedoch ist der 
Ausschuß der Auffassung, daß die Regelung dieser 
ige gänzlich den Regierungen überlassen bleiben 
soll. 


Um das für das erfolgreiche Arbeiten dieses 
Planes unerläßliche allgemeine Vertrauen zu gewähr- 
leisten, empfiehlt der Ausschuß den Regierungen vom 
Tage der Annahme dieses Berichts ab von ihrem 
Recht, Güter, Rechte und Interessen der deutschen 
Reichsangehörigen oder der von ihnen abhängigen 
Gesellschaften zu beschlagnahmen, zurückzubehalten 
und zu liquidieren, soweit sie nicht bereits liquide 
oder liquidiert sind oder soweit darüber nicht end- 
gültig verfügt worden ist, nicht mehr Gebrauch zu 
machen. Der Ausschuß empfiehlt weiterhin, die noch 
nicht erledigten Fragen hinsichtlich dieser Werte 
innerhalb eines Jahres nach Inkrafttreten dieses 
Planes durch Vereinbarungen zwischen den beteiligten 


deten Abstand zu nehmen, wobei Deutschland seiner- 
seits auf jeden ihm auf Grund dieser Forderungen 
etwa zustehenden Ueberschuß zu verzichten hätte. 


In dem einmütigen Wunsche, die aus dem Kriege 
erwachsenen, noch offenen finanziellen Fragen im 
Interesse der Förderung der ınternationalen Harmonie 
und Zusammenarbeit sobald als möglich zu regeln, 
empfehlen die Sachverständigen den Gläubiger- 
regierungen einstimmig, das Werk des Sachverstän- 
digenausschusses dadurch zu vervollständigen, daß 
sie innerhalb eines Jahres nach Inkrafttreten des 
neuen Planes für die in der Hand der Reparations- 
kommission befindlichen Forderungen gegen die so- 
genannten Nachfolgestaaten aus dem abgetretenen 
Staatseigentum und aus der Befreiungsschuld eine 
Regelung finden. Die Frage wird in Anlage 7 
behandelt.” 


In einem gewissen Zusammenhang hiermit steht 
die im Hauptabschnitt 8 (Die Annuitäten) Ziff. 5 
Abs. 10 befindliche Bestimmung folgenden Wortlauts: 


„Abgesehen hiervon empfehlen wir, daß mit 
Wirkung vom Tage des Inkrafttretens dieses Planes 
ab Deutschlands frühere Verpflichtungen vollständig 
durch die in diesem Plan festgelegten Verpflichtungen 
ersetzt werden und ferner, daß die in Uebereinstimmung 
mit diesem Plan erfolgende volle Entrichtung der vor- 
geschlagenen Annuitäten von den Gläubigermächten 
als eine endgültige Erfüllung aller noch unbeglichen 
gebliebenen Verpflichtungen Deutschlands ange- 
nommen wird, wie sie in Abschnitt XI von Teil I des 
Dawes-Planes umschrieben sind. Hierbei soll die 
Auslegung berücksichtigt werden, welche die bereits 
ergangenen Entscheidungen des nach dem Londoner 
Abkommen vom 30. August 1924 eingesetzten Aus- 
legungsschiedsgerichts diesem Abschnitt gegeben 
haben. Dieses Schiedsgericht soll bestehen bleiben, 
und jede Streitirage zwischen Deutschland auf der 
einen Seite und den Gläubigerregierungen oder einer 
von ihnen oder der Bank auf der anderen Seite über 
den Umfang der erwähnten Verpflichtungen oder über 
jede andere Frage der Auslegung und Anwendung 
dieses Planes wäre ihm zur endgültigen Entscheidung 
vorzulegen,” 


Der Hauptabschnitt (H.A.) 9 bezieht sich nur zu 
einem Teil auf das beschlagnahmte deutsche Eigen- 
tum, die Kenntnis der übrigen Bestimmungen ist aber 
für die Beurteilung des gemeinsamen Grundgedankens 
von Wichtigkeit. Im Vordergrund steht die im Abs. 1 
enthaltene Empfehlung einer möglichst schnellen all- 
gemeinen Liquidierung der durch den Krieg und 
den Versailler Vertrag aufgeworfenen finanziellen 
Fragen im Geiste allseitigen Entgegen- 
kommens. Diese Empfehlung ist nicht nur Ein- 
gangsformel und Motiv für die folgenden Einzel- 
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vorschläge, sondern hat selbständige Bedeutung über 
den Rahmen der Einzelvorschläge hinaus, findet also 
Anwendung auf die von den Einzelvorschlägen nicht 
erfaßten Materien, 


Der Grundgedanke von H.A. 9 ist der große 
Strich, der unter die Vergangenheit gesetzt 
werden soll, um ein neues, rechnerisch und juristisch 
selbständiges Zeitalter im Verhältnis zwischen 
Deutschland und den Gläubigerländern beginnen zu 
lassen. Leider lassen diese Vorschläge die nötige 
Klarheit vermissen und zeigen in ihrer Abtönung die 
großen Schwierigkeiten und Meinungsverschieden- 
heiten, zu deren Ueberbrückung eine Formel ge- 
funden werden sollte, 


Abs, 2 geht davon aus, daß die deutschen Vor- 
leistungen aus der Zeit vor Inkrafttreten des Dawes- 
Planes und ihre Verrechnung auf die „ursprüngliche 
Kapitalschuld” angesichts der Neuregelung gegen- 
standslos werden, weshalb die Konten hierüber 
möglichst bald abgeschlossen werden sollen. Hier- 
aus folgt im Zusammenhang mit dem Grundsatz einer 
Begrenzung der Leistungsverpflichtungen Deutsch- 
lands durch den Young-Plan aber zwangsläufig, daß 
keine weiteren Gutschriften auf dem Reparations- 
konto des Art. 243 Vers.-Vertr. mehr erfolgen 
können, worauf bei der Frage der Behandlung der 
Liquidationsüberschüsse noch zurückzukommen sein 
wird, 


Die Fassung des Abs. 3 läßt erkennen, daß hier 
in Wahrheit eine Einigung der Sachverständigen 
nicht erfolgt ist. Vielmehr haben hier die Sach- 
verständigen der Gläubiger länder einseitig einer 
bestimmten Meinung Ausdruck verliehen, während 
der Ausschuß die Auffassung vertritt, daß er 
für die Behandlung dieser Frage nicht zuständig sei. 


Die alliierten Sachverständigen hatten bei ihrer 
obenerwähnten Erklärung Forderungen der deutschen 
Regierung aus gewissen Lieferungen der Vergangen- 
heit (z, B. Kohle, Schiffe, Zeppelin) sowie Ansprüche 
aut Ersatz wegen bestimmter mit der Besetzung in 
Zusammenhang stehender Auslagen im Auge, Mit 
der Frage des beschlagnahmten deutschen Eigentums 
bzw. der Liquidationserlöse hat der Abs. 3 nichts 
zu tun, diese Fragen werden vielmehr ausschließlich 
in Abs. 4 behandelt. 


Dieser Abs. 4 bildet das Kernstück der Vor- 
schläge zur „Liquidierung der Vergangenheit“, 


Der Ausschuß hat hier richtig erkannt, daß 
etwas geschehen müsse, „um das für das erfolgreiche 
Arbeiten dieses Planes unerläßliche allgemeine Ver- 
trauen zu gewährleisten” und mehr als das! Es galt 
die Kulturwidrigkeit des durch die scheinheilige 
Bestimmung des Art. 297 i. V. V, schlecht verhüllten 
Raubes des deutschen Privateigentums, wenn auch 
nicht ungeschehen zu machen, so doch durch eine 
großzügige Geste zu mildern. 


Zwei Leitsätze sind dem Abs, 4 zu entnehmen: 


1. Einstellung der Liquidationen vom Tage der 
Annahme des Young-Planes an, 


2. endgültige Regelung der noch nicht erledigten 
Fragen betr. das beschlagnahmte deutsche 
Eigentum innerhalb Jahresfrist nach Inkraft- 
treten des Planes, 


Simon, Der Young-Plan und das beschlagnahmte deutsche Eigentum. 


Beide Vorschläge (nachstehend Vorschlag 1 und 2 
genannt) gelten jedoch für solche Einzelfälle nicht, 
in denen eine Sonderregelung gegenüber den Ge- 
schädigten erfolgt ist, wie z. B. hinsichtlich des 
deutschen Eigentums in Südtirol, 


Die Tragweite des Vorschlages 1 ist ziemlich 
klar; nach ihm können die vormals feindlichen Re- 
Sierungen schon jetzt überhaupt keine Liquidationen 
mehr vornehmen, In diesem Zusammenhang be- 
fremdet die Haltung der britischen Regierung, 
die dieser Tage im Unterhause durch den Präsi- 
denten des Handelsamtes (Board of Trade) erklären 
ließ, sie setze die Liquidationen, vorläufig fort, 
der Verzicht Belgiens auf weitere Liquidationen 
nach dem 7. Juni 1929 (Annahme des Young- 
Planes durch die Sachverständigen) könne nicht 
als Muster dienen, da er mit bedeutenden Zu- 
geständnissen Deutschlands in der Markfrage im Zu- 
sammenhang stehe. Dieser Hinweis geht durchaus 
fehl, da die Einstellung der Liquidationen in Belgien 
sich als eine naturnotwendige Folge der Annahme des 
Young-Plans darstellt und mit den seitens der 
deutschen Regierung Belgien in der Markfrage ge- 
machten Zugeständnissen in keinem materiellen Zu- 
sammenhang steht. 


Man muß sich darüber klar sein, daß England, 
einschließlich überseeischer Besitzungen, das einzige 
ehemals feindliche Land ist, in dem sich nam- 
haftes noch nicht liquidiertes deutsches Vor- 
kriegsvermögen sowie wesentliche Liquidations- 
überschüsse, die weiter unten noch gesondert 
zu betrachten sein werden, befinden. Um welche 
Summen es sich hierbei handelt, läßt sich nur 
schätzen. Zu dem nicht liquidierten Vermögen rech- 
net England auch den Streitwert der in dem „British 
Public Trustee Case“ gegen den amerikanischen 
Alien Property Custodian eingeklagten amerikani- 
schen Shares nebst Dividenden (vgl. Bank-Archiv 
XXVII, 241), den die britische Regierung selbst auf 
10 Millionen Dollar veranschlagt und das Verhältnis 
zu dem Gesamtbetrag des noch nicht liquidierten 
Eigentums mit 50—60 pCt. annimmt. Bei dieser Rech- 
nung käme man zu einem Gesamtbetrag von 3—4 
Millionen £, 


Der Vorschlag 1 bedient sich der Sprache des 
Versailler Vertrages, wenn er den ehedem alliierten 
Regierungen nahelegt, von ihrem Recht, „Güter, 
Rechte und Interessen der deutschen Reichsange- 
hörigen oder der von ihnen abhängigen Gesellschaften 
zu beschlagnahmen, zurückzubehalten und zu liqui- 
dieren" keinen Gebrauch mehr zu machen. Aus 
diesem Gedankenkreise des Versailler Vertrages her- 
aus ist aber auch die obigem Vorschlage beigefügte 
Ausnahme zu verstehen: „Soweit sie nicht bereits 
liquide oder liquidiert sind oder soweit darüber nicht 
endgültig verfügt worden ist" (so far as not already 
liquid or liquidated or finally disposed of). Bereits 
„liquide” im Gegensatz zu „liquidiert” kann hier nur 
bedeuten: beschlagnahmtes Barvermögen (cash) 
im Gegensatz zu Vermögen, das erst durch 
Versilberung in bar verwandelt wird. So selbst- 
verständlich diese Auslegung sein dürfte, so 
wünschenswert erscheint ihre Festlegung ge- 
legentlich der bevorstehenden Verhandlungen, um 
zu verhindern, daß die praktische Tragweite des Vor- 
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schlages 1 der Sachverständigen durch eine rabu- 
listische Auslegung des Begriffs „liquide” in das 
Gegenteil dessen verkehrt wird, was gewollt war. 
Auch das „endgültig verfügt” ist einer Erläuterung 
bedürftig. In diesem Zusammenhang verdienen die 
Zwangsverkäufe deutschen Eigentums, z. B, in Neu- 
Guinea, erwähnt zu werden, die gegen langfristige 
Ratenzahlungen erfolgt sind, wobei das Eigentum 
aber auf die Ersteher erst mit Bezahlung der letzten 
Rate übergeht. Bis dahin verbleibt das Eigentum bei 
dem Custodian, die Vermögensstücke sind also weder 
vollständig liquidiert, noch ist über sie endgültig ver- 
fügt worden, Hieran läßt sich sehr wohl die Folgerung 
knüpfen, daß die nach Annahme des Young-Planes 
fälligen Kaufpreisraten nicht mehr an den Custodian, 
sondern an die früheren deutschen Eigentümer zu 
zahlen sind, jedenfalls nicht mehr an den Custodian, 
da solche Zahlungen ja zu einer Gutschrift auf dem 
Reparationskonto des Art, 243 VV führen müßten, 
die in Wegfall kommen, 


Finanziell von noch größerer Bedeutung ist der 
Vorschlag 2, der nicht allein auf eine zeitliche Be- 
schleunigung der sich bei Durchführung des Vor- 
schlages 1 ergebenden Fragen bezieht, sondern im 
Zusammenhang mit Abs. 1 und 2 darüber hinausgeht 
und die Zeitgrenze von einem Jahre somit für die 
Regelung aller aus der „Liquidierung der Ver- 
gangenheit“, insbesondere aus der Beschlagnahme 
deutschen Vorkriegseigentums sich ergebenden noch 
schwebenden Fragen setzt. Im Vordergrund steht 
hier die Behandlung der zur Befriedigung der Ange- 
hörigen der einzelnen ehedem alliierten Länder nicht 
mehr benötigten Liquidationserlöse, der Liquidations- 
überschüsse, die allein im britischen Reiche, ein- 
schließlich Dominions, 15—20 Millionen £ — wahr- 
scheinlich sogar mehr — betragen sollen (vgl. 
„Zeitgemäße Bankrechtsfragen” Festgabe für A. Salo- 
monsohn S, 26). Daß deren Freigabe in der Linie 
der „Liquidierung der Vergangenheit” liegt, daß 
ohne sie „das für das erfolgreiche Arbeiten dieses 
Planes unerläßliche allgemeine Vertrauen” nicht ge- 
währleistet, sondern völlig zerstört würde, scheint 
der britischen Regierung bisher nicht aufgegangen zu 
sein. Anderenfalls wären die erneuten Erklärungen 
der britischen Regierung bei den kürzlichen Verhand- 
ungen im Unterhause, die Liquidationsüberschüsse 
sollten nach den Bestimmungen des Versailler Ver- 
trages zurückbehalten und Deutschland auf Repa- 
rationskonto gutgebracht werden, schlechterdings 
nicht zu verstehen. Daß Gutschriften auf Repara- 
tionskonto künftig nicht mehr in Frage kommen, 
ist schon wiederholt dargelegt worden; somit fehlt 
ie grundlegende rechtliche Voraussetzung für die 
Verwirklichung der angeblichen Absichten Englands. 
Aber hiervon ganz abgesehen, sollte sich die britische 

egierung vor Augen halten, daß sich ihr jetzt eine 
letzte Gelegenheit bietet, dem Grundsatz der Unan- 
tastbarkeit des Privateigentums wenigstens in einem 
begrenzten Umfang wieder Geltung zu verschaffen 
und damit einen Weg zu beschreiten, den die Ver- 
einigten Staaten und in etwa auch andere ehedem 
alliierte Staaten schon lange eingeschlagen haben. 


_ Es ist bezeichnend, daß auch in der englischen 
Oeffentlichkeit (vgl. The Times vom 23. Juni 1929, 
Letters to the Editor: Liquidated German Property) 
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Stimmen laut werden, die der britischen Regierung 
zu denken geben und sie auf den Weg der im wohl- 
verstandenen Interesse eines weitverzweigten Welt- 
reichs mit Kapitalinvestitionen in allen Erdteilen 
liegenden Wiederherstellung der Sicherheit des 
Privateigentums bringen sollten, So schreibt Robert 
Donalda. a, O 


„Es ist also für Groß-Britannien ein günstiger 
Zeitpunkt gegeben, um sich mit den ehedem alliierten 
und assoziierten Mächten in der Frage der Behand- 
lung des deutschen Privateigentums in eine Linie zu 
stellen, zumal es offensichtlich sowohl unserem 
guten Namen als unseren geschäftlichen Interessen 
abträglich sein würde, wollten wir in dieser Hinsicht 
eine Sonderstellung einnehmen. 


Es war nicht die Absicht der Alliierten, daß das 
ihnen durch den Friedensvertrag übertragene Recht 
zur Beschlagnahme und Liquidierung deutschen 
Privateigentums (Art. 297b) zu einer Konfiszierung 
derartigen Eigentums ohne Entschädigung führen 
sollte. Zur Vermeidung dahingehender Vorwürfe ver- 
langten die Alliierten von Deutschland die Ueber- 
nahme einer Verpflichtung im Friedensvertrag (Art. 
297i), ihre enteigneten Staatsangehörigen zu ent- 
schädigen. In Wirklichkeit ist Deutschland infolge 
seines finanziellen Zusammenbruchs und der Inan- 
spruchnahme seiner Einkunftsquellen für Reparations- 
zwecke nicht in der Lage gewesen, die Entschädi- 
gungsverpflichtung zu erfüllen, vielmehr nur zu einem 
Bruchteil. Es ist Deutschland unmöglich gewesen, 
seinen Reichsangehörigen mehr als zwischen 5 und 
10 pCt. an Entschädigung für ihre Schäden zu zahlen, 
die amtlich auf über 9 Milliarden (£ 450 Millionen) 
ausschließlich Zinsen festgestellt worden sind. Selbst 
die erwähnte bescheidene Entschädigung wurde von 
dem Generalagenten für Reparationszahlungen im 
Interesse der Alliierten aus dem Grunde angegriffen, 
weil es ihm nicht erwünscht schien, daß Gelder, die 
für Reparationszwecke verfügbar gemacht werden 
könnten, deutschen Reichsangehörigen zugewandt 
würden, wenn auch zu einem ausdrücklich im 
Friedensvertrage festgelegten Zweck. 


Die zu erwartende Ratifizierung des Young- 
Planes bietet nicht allein eine vielleicht früher noch 
nicht aufgetauchte Gelegenheit, unsere Politik einer 
Revision zu unterziehen, sondern erheischt gebiete- 
risch eine derartige Revision. Unsere gegenwärtige 
Haltung erbittert erklärlicherweise die Deutschen, die 
zu der Erwartung berechtigt sind, wenigstens den 
Ueberschuß zwischen 10 und 14 Millionen £ zurück- 
zuerhalten, der zur Bezahlung -der britischen An- 
sprüche nicht mehr gebraucht wird.” 


Wir hoffen, daß die britische Regierung noch in 
zwölfter Stunde die Zeichen ihrer Zeit verstehen 
möge. 


Sicherungsübereignung und Rechtsprechung. 
Von Dr. Arwed Koch, Jena. 


Unter obiger Ueberschrift war von mir im Bank- 
Archiv XXV S. 428 das Gutachten des Reichsfinanzhofs 
vom 8, Juni 1926 besprochen worden, welches insofern 
einen wirtschaftsfeindlichen, rein fiskalischen und 
unjuristischen Standpunkt vertrat, als es das Recht des 
Sicherungseigentümers auf Grund des $ 301 RAO., einer 
Zwangsvollstreckung des Steuerfiskus in das Sicherungs- 
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gut zu widersprechen und seinen Widerspruch gegen die 
Pfändung erforderlichenfalls im Klagewege geltend zu 
machen als nicht zu Recht bestehend ablehnte. Wie er- 
innerlich, wurde diese Stellungnahme des RFH. in erster 
Linie damit begründet, daß der Sicherungsgeber, der im 
Besitze des Sicherungsgutes verbleibt, nach $ 80 RAO. 
als Eigentümer zu behandeln sei, daß somit nicht der 
Sicherungsnehmer dem Steuerfiskus gegenüber als Eigen- 
tümer aufzutreten und die Rechte eines solchen geltend 
zu machen befugt sei. Demgegenüber war von mir in dem 
oben zitierten Aufsatz darauf hingewiesen worden, daß 
der $ 80 RAO. nicht jeden Besitzer als Eigentümer be- 
handelt, sondern im bewußten Gegensatz zu $ 1006 BGB. 
nur denjenigen Besitzer, welcher den Gegenstand als ihm 
gehörig besitzt, also als Eigenbesitzer im Sinne des $ 872 
BGB. Unbestrittenerweise ist aber der Sicherungsnehmer 
nicht Eigenbesitzer, sondern Fremdbesitzer, womit dem 
Gutachten des RFH. der Boden entzogen war. Auch die 
neuere Literatur hatte sich auf den von mir vertretenen 
Standpunkt gestellt, und es ist wichtig, daß jetzt das 
Reichsgericht in seinem Urteil vom 9. 4. 291) gleichfalls 
ganz entschieden der Auffassung des RFH. widerspricht. 
In dieser auch sonst für das Institut der Sicherungsüber- 
eignung sehr wichtigen Entscheidung führt das Reichs- 
gericht mit klaren Worten aus, daß die Sicherungsüber- 
eignung volles bürgerliches Eigentum begründet, und daß 
es keine steuerrechtlichen Sonderbestimmungen gibt, 
welche dieses Eigentum in seinen dinglichen Wirkungen 
beschränken. Denn der vom RFH. angeführte § 80 RAO. 
treffe nur den Eigenbesitzer und nicht den Sicherungs- 
geber, und der ferner herangezogene $ 4 RAO. lasse 
keinesfalls die rechtlichen Gesichtspunkte hinter die wirt- 
schaftlichen zurücktreten. Bei dieser an und für sich ein- 
wandfreien Rechtslage bestehe daher keine Möglichkeit, 
dem Sicherungsnehmer das Recht des Widerspruches aus 
§ 301 RAO. gegen die Pfändung des Sicherungsgutes 
durch den Steuerfiskus zu versagen. Damit ist also die 
einseitige Bevorzugung des Steuerfiskus gegenüber dem 
Sicherungseigentümer aufgehoben, und die sicheren 
Rechtsverhältnisse sind wiederhergestellt worden, welche 
bereits vor dem Gutachten des RFH. bestanden. 


Weiter hatte ich mich in meinen Ausführungen über 
die Sicherungsübereignung stets auf den Standpunkt ge- 
stellt, daß die Sicherungsübereignung weder rechtlich 
noch wirtschaftlich als Verpfändung zu gelten hat, und 
daß die Ansicht des RFH., es handele sich bei der 
Sicherungsübereignung um eine verschleierte Pfand- 
bestellung, in keiner Weise zutrifft. Auch in der fidu- 
ziarischen Abtretung einer Forderung sieht kein Mensch 
eine Verpfändung, wennschon beide, fiduziarische Ab- 
tretung und Sicherungsübereignung, ebenso wie das 
Pfandrecht zur Sicherstellung einer Forderung dienen und 
von dem rechtlichen Bestand der Forderung abhängen. 
Das Reichsgericht stellt sich in seinem Urteil vom 9. April 
1929 ebenfalls auf den Standpunkt, daß an der dinglichen 
Wirksamkeit der Uebereignung nach § 930 BGB. nichts 
geändert werden kann, auch wenn hierbei eine fidu- 
ziarische Eigentumsübertragung vereinbart worden sei, 


1) Abgedruckt unten Seite 391, 


Gerichtliche Entscheidungen. 


daß das Sicherungseigentum an dinglicher Kraft nicht ge- 
ringer begabt ist als anderes Eigentum, und daß es nicht 
gewissermaßen als Eigentum minderen Rechts wirtschaft- 
lich einem Pfandrecht gleichsteht. Desto unbegreiflicher 
ist es, wenn das Reichsgericht immer noch an der Ansicht 
festhält, das Sicherungseigentum gewähre im Konkurs des 
Sicherungsgebers kein Aussonderungsrecht, sondern 
lediglich ein Absonderungsrecht. Begründet wird diese 
Auffassung vom Reichsgericht jetzt damit, daß der Kon- 
kurs nicht allein zu einer sofortigen Lösung des sachen- 
rechtlichen Verhältnisses, sondern auch des der Siche- 
rungsübereignung zugrunde liegenden persönlichen Ver- 
hältnisses nötige, und daß der Sicherungsnehmer nicht 
gleichzeitig die Sache aussondern und wegen seiner ge- 
samten Forderung Befriedigung aus der Masse verlangen 
könne (RG. 124, 75). Wenn hier das sachenrechtliche 
Verhältnis dem persönlichen jgegenübergestellt wird, so 
ist unter letzterem zweifellos das schuldrechtliche Ver- 
hältnis zu verstehen. Die Sachlage ist dann folgende: 
Die Kausalforderung, im bankgeschäftlichen Verkehr die 
Darlehnsforderung, wird durch den Konkurs fällig. Der 
Sicherungsnehmer ist sodann berechtigt, das Sicherungs- 
gut als Eigentümer auszusondern bzw. Aussonderung zu 
verlangen. Er kann in diesemFalle aber analog § 64KO. aus 
der Konkursmasse verhältnismäßige Befriedigung nicht 
mehr fordern. Da es sich jedoch um ein fiduziarisches 
Eigentum handelt, welches zur Sicherstellung einer For- 
derung übertragen worden ist, von dem Bestand und der 
Höhe der Forderung infolgedessen abhängt, so ist der aus- 
sondernde Sicherungsnehmer zur Verwertung des Siche- 
rungsgutes, die freihändig erfolgen kann, verpflichtet, und 
er muß der Masse den seine Forderung übersteigenden 
Erlös herausgeben. Das ist eben in der fiduziarischen 
Natur der Sicherungsübereignung begründet, und die 
Masse kann den Anspruch auf den Mehrerlös im Klage- 
wege geltend machen. Das Reichsgericht stimmt dem 
auch zu, wenn es ausführt: „Er (der Sicherungsnehmer) 
kann den Wert des übereigneten Gegenstandes nur in- 
soweit beanspruchen, als er seine Forderung nicht über- 
steigt; im übrigen muß er der Masse den Wert ge- 
währen.“ Hiermit im Widerspruch und gegen die 
Rechtnatur des Eigentums und gegen seine eigenen Aus- 
führungen über die dinglichen Wirkungen der Sach- 
übereignung verstoßend fährt das Reichsgericht dann aber 
fort: „Diese Rechtslage führt zu dem Ausgleich, dem 
Sicherungseigentümer ein Absonderungsrecht zuzubilligen.' 
Logisch müßte man meines Erachtens zu dem gegen- 
teiligen Schluß kommen. Es ist zu hoffen, daß das 
Reichsgericht diese Inkonsequenz erkennt und in späteren 
Entscheidungen beseitigt. 


Gerichtliche Entscheidungen. 


I. Bürgerliches Recht, 

lL. Zu § 276 BGB. 

Wie weithat eine Bank bei geschäftlichen 
Ratschlägen, die sie einem Kunden gibt, auf 
die Belange anderer Kunden Rücksicht zu 
nehmen? 


Gerichtliche Entscheidungen. 


Urteil des Reichsgerichts vom 14. Januar 1929 — VI 
291. 28 — T, 


Der Kläger, deutscher Kaufmann in B. (Spanien), stand mit 
der A.G. E.Werke in Dresden in Geschäftsverbindung. Er 
hatte einige Wechsel der E.Werke akzeptiert. Nach seiner 
— bestrittenen — Behauptung sollen es Gefälligkeits-Akzepte 
gewesen sein, die die E.Werke nicht gegen ihn geltend machen 
durften, Gleichwohl haben im Verlauf eingetretener Mei- 
nungsverschiedenheiten J. und P., Vertreter der E.Werke, in B, 
die Wechsel auf sich selbst indossiert und sie dann im eigenen 
Namen gegen Kl. geltend gemacht. Dabei soll W., der Direktor 
der B.A.T., einer Zweiganstalt der bekl. Bank, den Rat erteilt 
haben, die Wechsel auf sich zu indossieren und so dem Kl. 
den Einwand des Gefälligkeits-Akzepts abzuschneiden. Hierin 
erblickt KI., der auch seinerseits Kunde der Bekl. war, eine 
Vertragsverletzung der Letzteren, Seine Schadenersatzklage 
ist jedoch in allen Instanzen abgewiesen worden. 


Ohne Rechtsirrtum hat das Berufungsgericht entgegen den 
Ausführungen der Revison angenommen, daß der B.A.T., obwohl 
der Kl. sein Bankkunde gewesen sei, nicht dadurch seine sich 
hieraus gegenüber dem Kl. ergebenden Vertragspflichten ver- 
letzt habe, daß er durch W., etwa den Bevollmächtigten der 
E.Werke den Rat erteilt habe, die Wechsel auf sich indossieren 
zu lassen und sodann nach erfolgtem Protest im Wege der 
Zwangsvollstreckung gegen den Kl. vorzugehen. Das Kammer- 
gericht hat sich insoweit die Gründe des landgerichtlichen 
Urteils zu eigen gemacht, die im wesentlichen dahin gehen: 
Für den B.A.T. sei deshalb, weil der Kl. sein Kunde gewesen 
sei, noch kein Anlaß gewesen, um lediglich die Belange des 
Kl. unter Außerachtlassung von anderweit ihm zugehenden 
Aufträgen vorzugsweise zu berücksichtigen; die gegenteilige 
Auffassung würde die Gefahr dauernder Pflichtenkollisionen 
für das Bankfach zur Folge haben; die Vertragspflichten der 
Bank erschöpften sich im Rahmen der ihr jeweils von ihren 
Auftraggebern erteilten Aufträge. Diesen Ausführungen ist 
lediglich zuzustimmen, Dadurch, daß der Kl. sein Kunde war, 
wurde der B.A.T. nicht gehindert, den Auftrag der E.Werke, 
mit denen er übrigens nach der tatsächlichen Feststellung des 
Kammergerichts ebenfalls in Geschäftsverbindung stand, auf 
Vertretung ihrer Belange gegenüber dem KL anzunehmen, auf 
Grund dieses Auftrags dann aber auch pflichtgemäß die Belange 
der E,Werke wahrzunehmen. Dieses würde nur dann anders 
sein, wenn der B.A.T. in eben derselben Angelegenheit sowohl 
vom Kl. als auch von den E.Werken mit der Wahrnehmung 
widerstreitender Belange beauftragt worden wäre, Eine der- 
artife Sachlage kommt jedoch nicht in Frage; der Vertrag des 
B.A,T. mit dem Kl. und der Vertrag des B.A.T. mit den 
E,Werken hatten ihrem Inhalte nach miteinander nicht das 
mindeste zu tun. Eine vertragsmäßige Pflicht des B.A.T., bei 
seiner Ralerteilung an die E,Werke mit besonderer Sorgfalt 
die Belange des Kl. in Rücksicht zu ziehen, läßt sich daher 
dem Kl. gegenüber entgegen der Ansicht der Revision nicht 
annehmen. 


2. Zu §§ 324, 325 BGB. 

Zahlung durch Bankgiroverkehr ist der 
übliche Weg bei größeren Beträgen, selbst 
wenn dadurch mehrere Banken eingeschaltet 
werden, 


Urteil des Reichsgerichts 
159. 28 — T, 


‚ Im Juni 1923 hatte die in R., Baden, ansässige klagende 

Firma von der Beklagten Hölzer gekauft, die am Bodensee 
agerten. Die Klägerin hatte sich verpflichtet, in Anrechnung 
auf den Kaufpreis einen Betrag von rund 25 Millionen PM mit 
tunlichster Beschleunigung tür Rechnung des Vormanns der 
Beklagten, K., an den Vorschußverein in H., einem kleinen 
Platze am Bodensee, zu bezahlen. Zur Ausführung der 
Zahlung bediente sich Klägerin der Vermittelung der Dr.Bank, 
Zweigniederlassung Frankfurt. Bis ‘die Ueberweisung_ voll- 
zogen war, war K. der Beklagten gegenüber vom Vertrag 
zurückgetreten, Die Beklagte konnte an die Klägerin nicht 
nehr liefern. Die Klage auf Schadenersatz wegen Nicht- 
erfüllung ist vom Berufungsgericht zurückgewiesen worden. 
Auf die Revision der Klägerin hat das Reichsgericht das Be- 
"ulungsurteil aufgehoben und die Sache an das Berufungs- 
Sericht zurückverwiesen, 


x Der Berufungsrichter hat die Entscheidung darauf abge- 
tellt, daß die Klägerin selbst ein Verschulden daran treffe, 
D ihr Kaufvertrag mit dem Beklagten nicht zum Vollzug ge- 
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kommen ist. Dabei hat der Berufungsrichter aber, wie die 
Revision mit Recht rügt, nicht ausreichend festgestellt, inwie- 
fern die Klägerin die ihr obliegende verkehrserforderliche 
Sorgfalt außer acht gelassen habe. Die Entscheidung des Be- 
rufungsrichters beruht auf der Erwägung, bei der Dringlichkeit 
der Sache habe Klägerin die Zahlung an den Vorschußverein H, 
(zu Gunsten des K.) unmittelbar machen, und jeden „Umweg“ 
vermeiden müssen. Nun handelte es sich um rund 25 Mil- 
lionen Mark, Dieser Betrag mag damals, im Juni 1923, einen 
verhältnismäßig geringen Goldmarkwert gehabt haben; für die 
damaligen Verhältnisse handelt es sich aber immerhin um 
eine ziffernmäßig hohe Summe. Die Benutzung des Post- 
anweisungs- und auch des Postscheckverkehrs ist, wie 
gerichtsbekannt, an niedrige Beträge gebunden. Die Ueber- 
sendung eines eigenen Boten zur Ueberbringung der Summe 
ist mindestens nicht verkehrsüblich, Dagegen entsprach es 
den Gewohnheiten und Gebräuchen, ja wohl den Notwendig- 
keiten des Handelsverkehrs, zur Bewirkung so beträchtlicher 
Zahlungen sich der Vermittlung der Bankinstitute zu bedienen. 
Die Dr.Bank ist, wie für den Rechtszug der Revision in Er- 
mangelung gegenteiliger Feststellungen zu unterstellen ist, die 
Vermittlungsstelle für den Geldverkehr der genossenschaft- 
lichen Instiute, zu denen, wie anzunehmen, der Vorschuß- 
verein H. gehört. Mindestens für den ersten Anschein war 
also der von der Klägerin gewählte Weg der einfachste, nächst- 
liegende und handelsübliche. Bei dieser Sachlage bedurfte die 
Feststellung, daß die Klägerin schuldhafter Weise einen Um- 
weg gewählt habe, einer eingehenderen Begründung, als das 
Berufungsurteil sie gegeben hat, Dem Urteil ist nicht zu ent- 
nehmen, ob der Berufungsrichter die der Klägerin obliegenden 
Pflichten richtig gewürdigt hat. 

Demzufolge war das Berufungsurteil aufzuheben und die 
Sache zur anderweitigen Verhandlung und Entscheidung an 
das Berufungsgericht zurückzuverweisen, 


IL, Handelsrecht. 
1. Zu §§ 2 u. 8 Depot- u. Depositen-Ges. 


Die Einrichtung der sog. Kaufsparkasse 
verstößt gegen das Gesetz über Depot- und 
Depositengeschäfte. 


Urteil des Reichsgerichts, II. Strafsenat, vom 6. Juni 1929 
— IM 301. 29 —; abgedr, RGStr. 63, S. 181. 


Die K.-Aktiengesellschaft, deren Vorstand der Angeklagte 
ist, betreibt ein Warenhausunternehmen, Darin hat sie „Kauf- 
spareinrichtungen” eingeführt, d, h, sie nimmt verzinsliche Geld- 
einlagen an. Rückzahlung in bar ist vertraglich aus- 
geschlossen. Die Abhebung soll nur durch Warenbezug ge- 
schehen. 

Das Schöffengericht hat den Angeklagten von der Be- 
schuldigung des Vergehens nach §§ 2, 8 des Ges. über Depot- 
und Depositengeschäfte freigesprochen, weil es sich hier nicht 
um solche Geschäfte handle. Auf die Revision der Staats- 
anwaltschaft ist das freisprechende Urteil aufgehoben worden. 


Gründe: 


Die Erwägungen, aus denen das Schöffengericht zur Frei- 
sprechung des Angeklagten gelangt ist, sind rechtsirrig, Der 
festgestellte Sachverhalt ergibt kein rechtliches Bedenken da- 
gegen, daß die in Rede stehenden Geschäfte unter $ 2 Abs. 1 
des Ges, über Depot- und Depositengeschäfte vom 26. Juni 1925 
{Depositen-Ges.) fallen. Die von den Sparkunden hingegebenen 
Geldbeträge werden von der K. A. G. zur Verwahrung und 
Verwaltung, insbesondere zur Verzinsung angenommen. Es 
handelt sich dabei nicht um Bezahlung von Kaufpreisschulden, 
Ein Kaufvertrag wird bei der Einzahlung noch nicht ab- 
geschlossen, weil zu dieser Zeit eine Einigung weder über den 
Kaufgegenstand noch über den Preis erfolgt. Vielmehr behält 
sich die Gesellschaft nur das Recht vor, für den Fall der Kün- 
digung des Depots Waren zu liefern, und für dieses Erfüllungs- 
geschäft gelten dann die Grundsätze des Kaufs. 

Welche besonderen geschäftlichen Zwecke die Vertrags- 
parteien verfolgen, ist für den Tatbestand des Depositen- 
geschäfts unerheblich, weil das Gesetz in § 2 Abs. 1 derartige 
Unterscheidungen nicht macht, Mit Unrecht beruft sich das 
Schöffengericht für seine dem widersprechende Annahme auf 
$ 2 Abs, 2 Depositen-Ges, Der dort bezeichnete Fall würde 
an sich als Depositengeschäft im Sinne des Abs. 1 zu erachten 
sein. ‚Es bedurfte also einer besonderen Ausnahmebestimmung, 
um diese von dem Gesetzgeber nicht beabsichtigte Folge zu 
vermeiden. Ebensowenig ist der Hinweis auf die in $ 3 Abs. 1 
enthaltene Ausnahme beweiskräftig. Im Gegenteil bleibt es bei 
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der allgemeinen gesetzlichen Regelung, soweit das Gesetz keine 
Ausnahme vorsieht, 

Durch die vertragliche Ausschließung der Barrückzahlung 
wird die Geldannahme ihrer Eigenschaft als Depositengeschäft 
nicht entkleidet, Diese Nebenabmachung soll die Erreichung 
des von der Gesellschaft verfolgten wirtschaftlichen End. 
zwecks sicherstellen, kann aber an der Tatsache nichts ändern, 
daß sie die Geldbeträge zur Verwahrung, Verwaltung und Ver- 
zinsung annimmt. Verwahrung und Verwaltung im Sinne des 
$ 2 setzen nicht voraus, daß das eingezahlte Geld im Besitz 
des Empfängers verbleibt. Er kann und muß es, wenn er die 
Verzinsung übernommen hat, zur Befriedigung seiner geschäft- 
lichen Belange beliebig verwenden, ohne daß dem Einzahler 
das Recht zustände, auf seine Entschließungen hierüber irgend- 
wie einzuwirken. Das gilt sowohl für den gewöhnlichen Fall 
des Depositengeschäfts, bei dem später Geld zurückgezahlt 
wird, wie in dem hier gegebenen Fall, Es zeigt sich also, daß 
eine sachliche Verschiedenheit zwischen beiden Fällen, die es 
rechtiertigen würde, vorliegend eine Verwahrung und Ver- 
waltung von Geldbeträgen zu verneinen, nicht besteht. Ver- 
wahrung und Verwaltung des Depositen-Ges,, also unter Zu- 
lassung geschäftlicher Verwertung der eingezahlten Beträge, 
wird sich im wesentlichen ähnlich gestalten, wie wenn die Ge- 
sellschaft verpflichtet wäre, sie dem Sparkunden auf Wunsch 
später bar zurückzuzahlen, Wenigstens sind Unterschiede nicht 
zu erkennen, die die rechtliche Würdigung beeinflussen 
könnten. 

Diese Beurteilung der Rechtslage wird durch die Er- 
wägung bestärkt, daß es an jedem gesetzgeberischen Grunde 
geiehlt haben würde, dem Sparkunden, der sich ein nicht auf 
Waren, sondern auf Geld lautendes Konto anlegen läßt, sich 
aber durch den Verzicht auf spätere Barrückzahlung wirt- 
schaftlich in besonders hohem Grade fesselt, den gesetzlichen 
Schutz zu versagen, der anderen Sparern gewährt wird, Wenn 
überhaupt, so wird vielmehr hier erst recht das in der amt- 
lichen Begründung des Gesetzentwurfs hervorgehobene Be- 
dürinis anzuerkennen sein, Personen, deren Lauterkeit, Zuver- 
lässigkeit und Vertrautheit mit den einschlägigen gesetzlichen 
Bestimmungen nicht belegt ist, von diesem Geschäftszweige 
fernzuhalten. 

Daß das Gesetz nach der amtlichen Begründung des Ent- 
wurfs eine Beschränkung der Gewerbefreiheit in bezug auf das 
Bankgewerbe darstellt, schließt natürlich nicht aus, daß jeder- 
mann, der die in $ 2 Abs. 1 bezeichneten Geschäfte geschäfts- 
mäßig ohne Berechtigung betreibt, sich gemäß $ 8 strafbar 
macht. 

Hiernach rechtfertigt 
gefochtenen Urteils, 

Der Oberreichsanwalt hatte Verwerfung der Revision be- 
antragt, 


2. Zu $ 7 Abs. 2 Zili. 1 des Ges. über Depot- und Depo- 
sitengeschäfte. 

l. Für eine Entziehung der Befugnis zum 
BetriebevonDepot-und Depositengeschäften 
ist kein Raum gegenüber Personen, die den 
Betrieb eines auf solche Geschäfte gerich- 
teten Unternehmens eingestellt haben. 

2.In dringlichen Fällen kann die Ent- 
ziehung der Depotberechtigung durch einst- 
weilige Anordnung gemäß § 21 Äbs. 1 der Ver- 
ordnung über das Reichswirtschaftsgericht 
erfolgen. 

Urteil des Reichswirtschaftsgerichts vom 30. April 1929, 
3 S XXIX 2, 28°), 

Gegenüber zwei ehemaligen Bankdirektoren war gemäß 
8 7 Abs. 2 Ziffer 1 des Gesetzes über Depot- und Depositen- 
geschäfte vom 26. Juni 1925 (Reichsgesetzbl, I S. 89) seitens 
der zuständigen Verwaltungsstelle im November 1928 der Ent- 
ziehungsantrag mit der Begründung gestellt worden, daß die 
Genannten durch rechtskräftiges Urteil vom 9. November 1927 
wegen fortgesetzter Unterschlagung in Tateinheit mit fort- 
gesetztem Vergehen gegen das Depotgesetz und in einheit- 
lichem Zusammentreffen mit Vergehen gegen das Kapitalflucht- 
gesetz, sowie wegen eines weiteren Vergehens gegen §§ 240, 3, 
244 der Konkursordnurg zu einer Gefängnisstrafe verurteilt 
worden seien, also die erforderliche Zuverlässigkeit nicht be- 
säßen und keine Gewähr für die ordnungsmäßige Führung eines 
Bankgeschäftes böten, 

Der Antrag ist mit folgender Begründung abgelehnt worden: 

Die Antragsgegner waren bis zum Juli 1924 Vorstands- 
mitglieder des Bankvereins A.G., der nach dem Handelsregister- 


sich die Aufhebung des an- 
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auszug des Amtsgerichts ,.. .... durch Beschluß vom 6, Sep- 
tember 1924 aufgelöst ist. Sie selbst üben nach dem Bericht 
des Polizeipräsidenten in... .,,. vom 17. Januar 1929 das 
Bankgewerbe nicht mehr aus; es ist auch nicht nachgewiesen, 
daß sie Anstalten getroffen haben, die darauf hinweisen, daß 
sie den geschäftsmäßigen Betrieb von Depot- und Depositen- 
geschäften jetzt oder in naher Zukunft wieder zu beginnen be- 
absichtigen. Auf ihrer Seite liegen bei dieser Sachlage die 
Voraussetzungen für eine Anwendung des $ 7 Abs. 2 Ziff, 1 
des Gesetzes über Depot- und Depositengeschäfte vom 26, Juni 
1925 (Reichsgesetzbl. I S. 89), dessen Geltungsdauer durch die 
Gesetze vom 23, Dezember 1926 und 24. Dezember 1927 bis 
zum 31. Dezember 1929 verlängert ist, überhaupt nicht vor, 
. Zwar enthält das Gesetz keine Aufhebung der die Zu- 
lassung von Bankunternehmungen zum Depot- und Depositen- 
verkehr regelnden Vorschriften der Kapitalfluchtgesetzgebung; 
im Rahmen der nach seinem $ 10 im übrigen für den Betrieb 
von Depot- und Depositengeschäften maßgebenden Vorschriften 
der Gewerbeordnung zielt es vielmehr nur auf eine Milderung 
der bis zu seinem Erlaß geltenden Bestimmungen und auf eine 
Beseitigung ihrer Mängel ab, von denen befürchtet wurde, daß 
sie zu einer gesteigerten einschneidenden Beschränkung der 
Lewerbefreiheit führen könnten (vgl. Begründung zum Gesetz- 
entwurf vom 22, Mai 1925, Reichstagsdrucksache Nr, 929 S, 4). 
Das Gesetz verlangt daher grundsätzlich — soweit es sich nicht 
um Bankunternehmungen handelt, die bei seinem Inkrafttreten 
Depot- und Depositengeschäfte geschäftsmäßig zu betreiben 
berechtigt waren und betrieben haben ($ 4 Abs, 2 Ziff. 1) —, 
daß bei Einzelfirmen und Handelsgesellschaften, die nicht 
juristische Personen sind, der Inhaber oder die persönlich 
haftenden Gesellschafter im Inlande insgesamt 5 Jahre in Depot- 
und Depositenbanken tätig gewesen sind (§ 4 Abs. 2 Ziff, 2). 
Juristische Personen des Handelsrechts sind nach § 4 Ziff, 3 
a. a. O, und § 5 ebenda zum Depot- und Depositengeschäft 
zuzulassen, wenn dem Unternehmen die zum ordnungsmäßigen 
Betrieb notwendigen Mittel im Inlande zur Verfügung stehen, 
seine Vorstandsmitglieder die erforderliche Zuverlässigkeit be- 
sitzen, auch für den Betrieb genügend vorgebildet sind und 
schließlich die Zulassung volkswirtschaftlich gerechtfertigt er- 
scheint. 

Die Berechtigung zum Betrieb von Depot- und Depositen- 
gcschäften steht sonach dem Unternehmen bzw. der Firma 
selbst zu und hängt nicht von der Verleihung einer staatlichen 
Konzession oder Erlaubnis etwa im Sinne von §§ 30, 32 und 33 
der Gewerbeordnung, auch nicht von der Führung des Be- 
fähigungsnachweises und dem Erwerb eines obrigkeitlichen 
Zeugnisses hierüber nach Maßgabe von $S 29, 30a und 31 eben- 
da ab, Die gesetzliche Regelung knüpft die in Rede stehende 
Berechtigung vielmehr lediglich an Voraussetzungen tatsäch- 
licher und teilweise auch persönlicher Art, bei deren Vor- 
liegen ein Bankunternehmen als Depositenbank im Sinne von 
§ 4 Abs. 1 des Gesetzes vom 26. Juni 1925 zu gelten hat. 
Hierzu gehört aber in erster Linie, daß ein bankmäßiger Ge- 
schäftsbetrieb besteht, durch dessen Ausübung allein die ge- 
schäftliche Betätigung im Depot- und Depositenverkehr recht- 
lich und wirtschaftlich in Erscheinung tritt. 

Ist das nicht der Fall, wird also der geschäftsmäßige Be- 
trieb von Depot- und Depositengeschäften eingestellt, so 
kommt die Berechtigung hierzu bei juristischen Personen 
und Bankanstalten des öffentlichen Rechts gemäß $ 7 Abs. 1 
Zif 1 des Gesetzes vom 26. Juni 1925 schlechthin zum Er- 
löschen, Bei Einzelfirmen, offenen Handelsgesellschaften oder 
Kommanditgesellschaften hat die Einstellung des Depot- und 
Depositengeschäfts nicht die gleiche Rechtsfolge. Nach Sinn 
und Zweck der gesetzlichen Regelung, die nur verhindern will, 
daß die Eigenschaft der Depositenbank fortlebt und ihr ge- 
schäftsmäßiger Betrieb ohne erneute Nachprüfung wieder auf- 
genommen werden kann (vgl, Begründung S. 6), bedurfte es 
bei Bankfirmen, die nicht juristische Personen sind, auch keiner 
dahingehenden ausdrücklichen Vorschrift, Denn mit der Ein- 
stellung von Geschäften der erwähnten Art hat das von natür- 
lichen Personen betriebene Bankunternehmen den Charakter 
einer Depositenbank verloren, und es bedarf zu ihrem er- 
neuten Beginn gemäß § 6a a. O, der Anzeige bei der zu- 
ständigen Amitsstelle, die, sofern die in Betracht kommenden 
Personen die für eine ordnungsmäßige Geschäftsführung er- 
forderliche Zuverlässigkeit nicht besitzen, alsdann den Antrag 
auf Entziehung der Berechtigung zur Vornahme von Depot- 
und Depositengeschäften zu stellen haben wird, 

Daß dieser Antrag auch durch Verfehlungen gerechtfertigt 
wird, die zeitlich vor dem Beginn des neuen Geschäftsbetriebes 
liegen, folgt aus $ 7 Abs, 2 Ziff. 1 a.a. O., wonach die Berech- 
tigung zu Depot- und Depositengeschäften entzogen werden 
kann, wenn Tatsachen vorliegen, aus denen sich ergibt, daß 
die Inhaber des neuen Bankbetriebes nicht die erforderliche 
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Zuverlässigkeit besitzen. Erweist sich in solchen Fällen die 
Entziehung der fraglichen Berechtigung auf Grund ausreichender 
Unterlagen von vornherein als notwendig und dringlich, so 
wird den mit diesem Gesetze zu schützenden Belangen 
gegebenenfalls im Wege der einstweiligen Anordnung aus 
§ 21 Abs. 1 der Verordnung über das Reichswirtschaftsgericht 
Rechnung getragen werden können, 

Gegenüber den Antragsgegnern, die nach dem Vorher- 
gesagten seit Juli 1924 das Bankgewerbe überhaupt nicht mehr 
ausüben, können aus den angeführten Gründen entsprechende 
Maßnahmen nicht Platz greifen. Unter den gegebenen Ver- 
hältnissen besteht vielmehr keine Rechtsgrundlage für den ge- 
stellten Antrag und im Hinblick auf die Vorschriften der §§ 6 
und 10 a. a. O, auch kein schutzwürdiges Interesse an der 
verlangten Entscheidung. 

Der Antrag mußte nach alledem zurückgewiesen werden. 


3. Zu $ 54 HGB, 

Die Grundsätze über stillschweigende 
Bevollmächtigung finden bei einer Spar- 
kasse nur dann Anwendung, wenn sie Kauf- 
mannseigenschaft hat, 

Urteil des Reichsgerichts vom 21. März 1929 — IV 521. 28 

Der Kläger nimmt die beklagte Stadtgemeinde aus einer, 
laut Urkunde vom 29. November 1924 übernommenen Bürg- 
schaft in Anspruch. Die Urkunde ist namens der „Städtischen 
Sparkasse A.” von dem damaligen Rendanten und dem da- 
maligen Gegenbuchführer der Kasse vollzogen und mit dem 
Sparkassensiegel (-stempel) versehen, — Das Berufungsgericht 
hat die Beklagte nach dem Klageantrag verurteilt. Auf die 
Revision der Beklagten ist das Berufungsurteil aufgehoben und 
die Sache an das Berufungsgericht zurückverwiesen worden. 

Nach der vorliegenden Satzung ist die „Städtische Spar- 
kasse And, am Rh.” eine öffentliche Anstalt der beklagten 
Stadtgemeinde ($ 2). Ihre Verwaltung wird geführt durch den 
Vorstand, eine Verwaltungsdeputation im Sinne des $ 54 Rhein. 
Städteordnung vom 15, Mai 1856 (§§ 3, 4 Nr, 2 der Satzung). 
Der Vorstand hat die Stellung einer öffentlichen Behörde und 
vertritt die Sparkasse gerichtlich und außergerichtlich mit der 
Befugnis zur Bestellung besonderer Vertreter für gewisse Ge- 
schäfte ($ 4 Nr, 1). Urkunden über Rechtsgeschäfte, durch die 
die Sparkasse gegen andere verpflichtet werden soll, müssen, 
soweit in der Satzung nichts anderes bestimmt ist, vom Vor- 
sitzenden oder seinem Stellvertreter und: zwei Mitgliedern des 
Vorstandes vollzogen und mit dem Sparkassensiegel versehen 
sein ($ 8). Ein Rendant und ein Gegenbuchführer, Beamte der 
Stadt ($ 10 Nr. 2), deren Namen öffentlich bekannt zu machen 
sind, besorgen die Buch- und Rechnungsführung „nach dem In- 
halt der Satzung und der Geschäftsanweisung” ($ 10 Nr. 1). 
Ein von dem zuständigen Oberpräsidenten am 11. Dezember 
1924 genehmigter Zusatz zu dieser Satzungsbestimmung lautet: 
„Rechtsverbindliche Unterschriften auf Wechseln, Schecks, 

nweisungen und Akkreditiven leisten die vom Vorstand hier- 
für bestellten Beamten der Sparkasse, Es sind mindestens 
zwei Unterschriften erforderlich.” Nach der Feststellung des 

erufungsgerichts ist die in $ 10 Nr. 1 der Satzung vorgesehene 
Geschäftsanweisung nicht erlassen worden; ebensowenig hat 
der Vorstand darüber Beschluß gefaßt, welche Beamten der 
Sparkasse zur Leistung der in dem Zusatz zu $ 10 Nr. 1 be- 
zeichneten Unterschriften befugt sein sollten. 

Auf dieser satzungsmäßigen Grundlage nimmt das Be- 
tufungsgericht zugunsten der Beklagten an, daß die Bürg- 
schaftsurkunde vom 29, November 1924 nicht mit den nach 
S 8 der Satzung erforderlichen Unterschriften versehen sei. 
Auf den Zusatz zu § 10 Nr. 1 der Satzung könne der Kläger 
Sich nicht berufen, weil der Zusatz nur von Wechseln, Schecks, 
Anweisungen und Akkreditiven, nicht von Bürgschaften: handle 
und eine ausdehnende Anwendung der Bestimmung auf Ver- 
Pflichtungen aus anderen Rechtsgründen nicht zulässig sei. Das 
ist rechtlich einwandfrei, 

Das Berufungsgericht gelangt zur Verurteilung der Be- 
klagten unter dem Gesichtspunkt einer stillschweigenden Be- 
vollmächtigung. Es beruft sich auf die vom Reichsgericht für 
den kaufmännischen Verkehr in Anlehnung an $ 54 HGB. ent- 
wickelten, neuerdings in RGZ, Bd. 117 S. 165f. (vgl. auch 
3d, 118 S, 236) zusammengefaßten Grundsätze, Danach muß 
die Frage, ob und in welchem Umfang ein Kaufmann einem 
seiner Angestellten Vollmacht zur Vornahme von Rechts- 
geschäften erteilt hat, nach dem in die äußere Erscheinung ge- 
‚etenen Verhalten des Kaufmanns beurteilt werden. Es 
ommt hierfür darauf an, ob das Verhalten des Vertretenen 
gegenüber den Handlungen des Vertreters von den mit diesem 
„schließenden dritten Personen nach Treu und Glauben dahin 
Sedeutet werden durfte, daß dem Vertretenen bei Anwendung 


der im Verkehr erforderlichen Sorgfalt die rechtsgeschäftliche 
Tätigkeit des Vertreters nicht habe verborgen bleiben können 
und daß sie daher von ihm geduldet werde. Die Anwendung 
dieser Grundsätze setzt regelmäßig voraus, daß der Geschäfts- 
herr Kaufmann ist (RG. II 418/27 in JW. 1928 S. 1054 Nr. 21). 
Sie mag auch geboten sein gegenüber dem Inhaber eines Be- 
triebs, z. B, eines größeren land- oder forstwirtschaftlichen 
Betriebs, der zwar handelsrechtlich nicht zu den kauf- 
männischen Betrieben gehört, aber in kaufmännischer Weise 
eingerichtet ist (RG. VI 404/26 in JW. 1927 S. 1089 Nr. 8). Ein 
Fall der letzteren Art steht hier nicht in Frage und die 
Kaufmannseigenschaft der Beklagten wird vom Berufungs- 
gericht nicht festgestellt, Es führt in dieser Beziehung viel- 
mehr nur aus, daß sich das Auftreten der Sparkasse nach 
außen und der Umfang der von ihr teils mit, teils ohne Mit- 
wirkung des Vorstands betriebenen Geschäfte dem Betrieb 
einer normalen Verkehrsbank angenähert habe, jedenfalls über 
den in $ 1 der Satzung festgesetzten Zweck der Anstalt, „zur 
sicheren verzinslichen Anlegung von Ersparnissen und zur Erlan- 
gung von Darlehn Gelegenheit zu geben”, weit hinausgegangen 
se. Das reicht zur Annahme der Kaufmannseigenschaft um 
deswillen nicht aus, weil diese Eigenschaft nach $ 1 Abs. 1, 
Abs, 2 Nr, 4 HGB. bei einer Sparkasse nur dann bejaht werden 
kann, wenn sich ihre regelmäßige Tätigkeit auch auf die 
Besorgung von eigentlichen Bankiergeschäften erstreckt und 
wenn sie (worüber im Berufungsurteil gar nichts gesagt wird) 
regelmäßige Ueberschüsse erzielen will, die nicht zur Bildung 
von Reserven verwandt werden sollen (RGZ. Bd. 116 S. 227). 


4. Zu $ 366 HGB. 


Voraussetzungen für den gutgläubigen 
Erwerb von Pfandrechten an Wertpapieren 
im Bankverkehr. 

Urteil des Reichsgerichts vom 6. April 1929 — 1248, 23 — T. 

Die Kl, (Aktiengesellschaft) hat bei dem Bankgeschäft V. 
& Co, ein größeres Darlehen gegen doppelte Effektendeckung 
aufgenommen. V. & Co. hatten sich das Geld dadurch ver- 
schafft, daß sie die Wertpapiere dem Ingenieur N. lombar- 
dierten. N. hat die ihm verpfändeten Effekten teils durch die 
Bekl, (Großbank), teils durch den Kaufmann D. alsbald ver- 
kaufen lassen und den Erlös vertan Er ist später in Ver- 
mögensverfall geraten und verhaftet worden. — Mit der Klage 
hat die Kl, Zahlung von RM 61 492,47 gefordert und zur Be- 
gründung vorgetragen: Die Bekl. sei bei der Entgegennahme 
und dem Verkauf der Papiere hinsichtlich des Eigentums des N. 
nicht in gutem Glauben gewesen, habe vielmehr nur infolge 
grober Fahrlässigkeit nicht erkannt, daß es sich um fremdes 
Eigentum handle. Im April 1924 sei N. in der Depositenkasse 
der Bekl. in H. erschienen und habe unter dem Vorgeben, ein 
reicher Mann zu sein, sich unter Einzahlung von nur 200 RM 
ein Konto eröffnen lassen, Dem Depositenvorsteher B. sei er 
bis dahin völlig unbekannt gewesen. Bereits am Tage darauf 
habe N. sich ein Paket Aktien mit 60000 RM beleihen lassen 
wollen und habe, als dies Ansuchen abgelehnt worden sei, so- 
fortigen Verkaufsauftrag gegeben. Gleichzeitig sei schon ein 
von ihm ausgestellter Scheck über 60000 RM bei der Kasse 
zur Einlösung vorgelegt worden. Auch in den nächsten Wochen 
habe N. fortgesetzt ähnliche Geschäfte im Ausmaß von über 
einer Million GM getätigt, und zwar teils durch die Bekl, teils 
durch deren Kunden D. Dem D, sei N. von B, selbst zugeführt 
worden, B. habe die zwischen beiden abgeschlossenen Ge- 
schäfte gekannt. Das gesamte Gebaren des N., insbesondere 
die für die damalige Zeit außerordentlich zahlreichen und um- 
fangreichen Effektenverkäufe, hätten in B. den Verdacht 
erregen müssen, daß es sich um unlautere Machenschaften 
handele, Trotzdem habe er es unterlassen, über die persön- 
lichen und geschäftlichen Verhältnisse des Kunden hinreichende 
Erkundigungen einzuziehen. Die Bekl. sei daher zum Ersatze 
des Schadens verpflichtet, den sie durch den Verlust ihres 
Eigentums erlitten habe. Dieser betrage die Klagesumme. 

Das LG. hat die Klage abgewiesen. Das OLG. hat der Be- 
rufung der Kl. zu einem Teil stattgegeben, Gegen das BerUrt. 
haben beide Streitteile Revision eingelegt. Das Berufungsurteil 
ist auf beide Rechtsmittel aufgehoben, und es ist die Sache an 
das BerG, zurückverwiesen worden, 

7 qane der Bekl. 

ie . verlangt Schadensersatz gemäß §§ 989, 
990 BGB. Es handelt sich um einen Aisch n dem 
Eigentum, der aus einem durch das Verhalten des 
Besitzers begründeten persönlichen Schuldverhältnis herrührt. 
— Das BerG. hat festgestellt, daß die Kl. Eigentümerin der 
von der Bekl. erworbenen Wertpapiere gewesen ist. Es hat 
weiter ausgeführt: Die Kl, müsse dartun, daß die Beki, bzw. ihr 
rechtsgeschäftlich bestellter Vertreter, der Depositenkassen- 
vorsteher B,, bei der Erlangung des Besitzes an den Effekten 
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hösgläubig gewesen sei, Nach bürgerlichem Recht sei unter 
bösen Glauben die Kenntnis oder die durch grobe Fahrlässigkeit 
verursachte Nichtkenntnis vom Nichteigentum des Veräußerers 
zu verstehen. Nach Handelsrecht genüge der gute Glaube an 
die Verfügungsbefugnis des Veräußerers, wenn die Veräuße- 
sung von einem Kaufmann im Betriebe seines Handelsgewerbes 
erfolgt sei. Das komme hier aber nicht in Betracht, Die Bekl, 
habe selbst darauf hingewiesen, daß sie den N, als reichen 
Mann angesehen habe, der sich umstellen wolle. Demnach 
reiche es für den guten Glauben des B. nicht aus, daß er den 
N. als Verfügungsberechtigten angesehen habe. Hiergegen 
wendet sich die Rev, zunächst Sie macht geltend, daß N. 
nach der von der Bekl. aufgestellten Behauptung als Kaufmann 
im Handelsregister eingetragen gewesen sei. Die Vermutung 
aus $ 343 HGB. in Verbindung mit § 1 Abs. 2 Z. 1 HGB. habe 
die Kl. nicht widerlegt. Damit entfalle die gesamte Beweis- 
führung hinsichtlich der auf grober Fahrlässigkeit beruhenden 
Unkenntnis des B, von dem Nichteigentum des N, an den Wert- 
papieren, 

Die Rüge ist berechtigt. Nach § 366 HGB. finden, wenn 
ein Kaufmann im Betriebe seines Handelsgewerbes eine ihm 
nicht gehörige Sache veräußert oder verpfändet, die Vor- 
schriften des Bürgerlichen Gesetzbuchs zugunsten derjenigen, 
welche Rechte von einem Nichtberechtigten herleiten, auch 
dann Anwendung, wenn der gute Glaube des Erwerbers die 
Befugnis des Veräußerers oder Verpfänders über die Sache 
für den Eigentümer zu verfügen betrifft, Die Bekl hat sich 
u. a. auch darauf berufen, daß sie an die Befugnis des N., über 
die Papiere für den Eigentümer zu verfügen, geglaubt habe. 
Die Frage, ob N. die Papiere im Betriebe seines Handels- 
gewerbes veräußert hat, war daher von Bedeutung. Sie konnte 
nicht mit der Erwägung erledigt werden, daß die Bekl, nach 
ihrer eigenen Behauptung den N. für einen reichen Mann an- 
gesehen habe, der sich umstellen wolle. Denn nicht, was die 
Bekl, angenommen hat, ist entscheidend, sondern der objektive 
Sachverhalt (vgl. Staub, Anm. 19 und 51 zu $ 366 HGB.). 
Dieser ist bisher nicht geprüft worden Die Möglichkeit, daß 
die Voraussetzungen des $ 366 HGB. gegeben sind, ist nach 
den bisherigen Feststellungen nicht ausgeschlossen. Schon aus 
diesem Grunde mußte das Urteil, soweit es zuungunsten der 
Bekl, ergangen ist, aufgehoben werden. Bei der weiteren Ver- 
handlung wird das BerG. zu prüfen haben, ob nicht N., wenn 
er die Papiere im Betriebe seines Handelsgewerbes der Bekl, 
zur Veräußerung ausgeantwortet hätte, nach § 8 Depot-Gesetzes 
hätte mitteilen müssen, daß die Papiere fremde seien, ander- 
seits aber auch, ob die Bekl. aus dem Unterbleiben dieser Mit- 
teilung keine Schlüsse zu ziehen brauchte, wenn sie N, für einen 
Privatmann hielt. Erneut wird auch in Erwägung zu ziehen 
sein, ob der Bekl. mit Recht grobe Fahrlässigkeit insoweit 
vorgeworfen werden kann, als sie an das Eigentum des N. an 
den Effekten geglaubt hat. Dabei werden die Anschauungen 
und Gewohnheiten des redlichen Geschäftsverkehrs im Bankier- 
gewerbe, die nötigenfalls durch das Gutachten eines Sachver- 
ständigen festgestellt werden müssen, von Bedeutung sein 
können, Es wird insbesondere zu untersuchen sein, ob B., 
nachdem sich der Geschäftsverkehr zwischen N. und der Bekl. 
sowie D, über zwei Monate ohne Anstand abgespielt hatte, noch 
Anlaß zu Mißtrauen hinsichtlich der Ehrlichkeit des N, zu hegen 
brauchte. 

2. Zur Anschlußrevision der Kl. 

Das Mitverschulden der Kl. sieht der BR, darin, daß sie 
ihre Effekten dem Bankhaus V. & Co. ohne Einrichtung eines 
Sperrkontos und ohne sonstige Sicherung übergeben habe. 
Der Umstand, daß die Firma ein offenes Geschäft betrieben 
habe und handelsgerichtlich eingetragen gewesen sei, habe in 
keiner Weise dafür gebürgt, daß es sich um eine reelle ver- 
trauenswürdige Firma handele. Die Kl. behaupte allerdings, 
daß sie Auskünfte eingeholt habe, sie habe sie aber nicht vor- 
gelegt, und es könne deshalb nicht nachgeprüft werden, ob sie 
wirklich berechtigt gewesen sei, der Firma Effekten von so 
hohem Werte ohne Deckung anzuvertrauen. Nach ihren 
Angaben hätten sich die Auskünfte nur über den 
Umfang und den Gegenstand des Betriebes geäußert, 
die Frage nach der Vertrauenswürdigkeit aber unbeant- 
wortet gelassen. Daß der Kl, das Geschäft selbst nicht 
besonders vertrauenswürdig erschienen sei, folge daraus, 
daß sie zunächst die Effekten nur in Sperrdepot habe geben 
wollen. Die Begründung, mit der V. & Co, die Annahme in 
Sperrdepot abgelehnt hätten, sei erkennbar nicht stichhaltig 
gewesen. Die Kl. habe daher diejenige Aufmerksamkeit und 
Sorgfalt außer Augen gelassen, die nach Lage der Sache ge- 
boten gewesen sei, um Schaden zu vermeiden. 

Soweit die Rev. geltend macht, daß die Grundsätze über 
die Berücksichtigung eigenen Verschuldens der Beschädigten 
nach Lage des Falls überhaupt nicht zur Anwendung zu 
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kommen hätten, ist ihr nicht zu folgen. Die in der Entscheidung 
RGZ. Bd. 93 S. 281 entwickelten Grundsätze sind auch hier 
maligebend, Die Ausführungen der Rev. bieten keinen Anlaß, 
von ihnen abzuweichen. Indessen ist die Aufhebung des 
Urteils, soweit zuungunsten der Kl erkannt ist, deshalb geboten, 
weil die nach § 254 Abs, 1 BGB. gebotene Berücksichtigung 
der Umstände, insbesondere die Erwägung, inwieweit der 
Schaden vorwiegend von dem einen oder dem anderen Teile 
verursacht worden ist, nur möglich ist, wenn hinsichtlich der 
Hlaftung des Schadensstifters Klarheit geschaffen ist. Nur dann 
ist ein Abwägen möglich, wenn das Verhalten beider Parteien 
gleichzeitig der Beurteilung unterliegt. Dazu kommt noch, daß 
das BerG. auf den rechtlichen Gesichtspunkt der ungerecht- 
tertigten Bereicherung, auf den die Kl, hingewiesen hatte, 
überhaupt nicht eingegangen ist (§ 551 Z, 7 ZPO.). 


III, Steuerrecht. 


1. Zu $ 18 Abs. 1 Nr. 3, $ 65 EinkStG.; § 2 Nr. 2c, § 16 

VermStG.; $ 46 RBewG. 

ie Vermögensteuer einer offenen Han- 
delsgesellschaft ist bei der einheitlichen 
Gewinnfeststellung, also an dem Gewinn 
der Gesellschafter, nicht abzugsfähig, 

Urteil des Reichsfinanzhofs vom 10. Januar 199 — 
VI A 1589/28 —1), 

Die Beschwerdeführerin — eine offene Handelsgesell- 
schaft — will zur Gewinnberechnung des Steuerabschnitts an 
ihren Einnahmen die von ihr bezahlte Vermögensteuer ab- 
ziehen, weil es sich dabei um Werbungskosten handle, 

Finanzamt und Finanzgericht haben diesen Abzug nicht 
zugelassen. Dem ist beizutreten, 

Für das Recht der Einkommensteuer ist die offene Handels- 
gesellschaft nicht als steuerliches Rechtssubjekt anerkannt. Es 
erfolgt allerdings für sie nach §§ 65ff. des Einkommensteuer- 
gesetzes einheitliche Gewinnfeststellung, Das bedeutet aber 
nur die Feststellung des Gewinns (oder Verlustes) je für die 
einzelnen Gesellschafter. Für den Gesell- 
schafter einer offenen Handelsgesellschaft kann deshalb zur 
Frage der Anrechnung der Vermögensteuer nichts anderes 
gelten als für andere einkommensteuerpflichtige Einzel- 
personen. Es gilt also auch hier die Bestimmung des § 18 Abs. 1 
Nr. 3 des Einkommensteuergesetzes, daß Personalsteuern — 
die Vermögensteuer ist aber, wie allgemein anerkannt, eine 
Personalsteuer — an dem einkommensteuerpflichtigen Ein- 
kommen nicht in Abzug gebracht werden dürfen. 

Schon weil es sich um das Einkommensteuer- 
gesetz und seine Anwendung handelt, kann daran nichts 
ändern, daß für die Vermögensteuer nach dem Ver- 
mögensteuergesetze $ 2 Nr. 2c die offene Handelsgesellschaft 
als steuerliches Rechlssubjekt behandelt wird. Zudem ist, 
worauf das Finanzgericht mit Recht hinweist, auch für die 
Erwerbsgesellschaften des Körperschaftsteuergeseizes im $ 17 
des Körperschaftsteuergesetzes bestimmt, daß von dem steuer- 
pflichtigen Einkommen Personalsteuern nicht in Abzug ge- 
bracht werden dürfen. 

Auch die Bezugnahme der Beschwerdeführerin auf die 
Entscheidung des Senats vom 3, Mai 1927 VI A 182/27, ist vom 
Finanzgerichte mit Recht als nicht schlüssig zurückgewiesen 
worden. In jenem Falle hat es sich um die Grunderwerb- 
steuer gehandelt, die nach $ 15 Nr, 1 des Körperschaft- 
steuergesetzes bei den Körperschaften dieses Gesetzes für die 
Einkommensermittlung als abzugsfähig zugelassen ist, Sie hat 
der Senat auch bei der offenen Handelsgesellschaft für abzugs- 
fähig erklärt und hat dem angefügt, daß für Mitglieder einer 
Personengemeinschaft die Steuern, durch die sie deshalb 
belastet werden, weil sie sich zum Betrieb eines Gewerbes 
zu Gesellschaften zusammengeschlossen haben, zu den 
Werbungskosten gehören. Die Vermögensteuer trifft aber die 
Gesellschafter einer offenen Handelsgesellschaft vom Stand- 
punkt der Einkommensteuer aus nicht, weil sie sich zu einer 
offenen Handelsgesellschaft zusammengeschlossen haben; Ver- 
mögensteuer müßten die Gesellschafter zu dem hier gebundenen 
Vermögen auch bezahlen, wenn sie nicht eine offene Handels- 
gesellschaft gebildet hätten (vgl, $ 46 des Reichsbewertungs- 
gesetzes), Die Vermögensteuer hat also nicht ihren Grund 
in dem Zusammenschlusse, Uebrigens war es ein Beweg- 
grund jener Entscheidung, die offene Handelsgesellschaft zu 
‘ragen der Einkommensteuerberechnung, soweit die Verhält- 
nisse entsprechend liegen, wie die Körperschaften des Körper- 
schaftsteuergesetzes zu behandeln; und das führt wieder hier 
für die Vermögensteuer zum Hinweis auf $ 17 des Körper- 
schaitsteuergesetzes, 


1) Mitgeteilt von Herrn Reichslinanzrat Dr. Boethke, 
München, 
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Zur Ausgleichung von Unbilligkeiten, die sich bei dieser 
Behandlungsweise dann ergeben könnten, wenn ein Gesell- 
schafter einer offenen Handelsgesellschaft für seine Person 
überschuldet ist, dient die Bestimmung des $ 16 des Ver- 
mögensteuergesetzes über eine diesfalls in Frage kommende 
Zurückzahlung an Vermögensteuer. Aus dieser Vorschrift kann 
überdies entnommen werden, daß auch das Vermögensteuer- 
gesetz davon ausgeht, die Vermögensteuer der offenen Handels- 
gesellschaft sei am einkommensteuerpflichtigen Einkommen 
nicht abzugsfähig. 


2. Zu §§ 56, 57 KapVerkStG. (betr. Besteuerung von Kost- 
geschäften). 

Die am Schluß der „Nachschriit der Schriftleitung” zu der 
Entscheidung des Reichsfinanzhofs vom 12, März d. J. — IL A. 
526/28 — (abgedruckt in Nr. 16 vom 23, Mai d. J. S, 303 ff.) — 
angekündigten Verhandlungen des Centralverbands des Deut- 
schen Bank- und Bankiergewerbes mit dem Reichsfinanzmini- 
sterium haben ihren Abschluß in einem Schreiben des Mini- 
steriums vom 28. Juni d. J, — S. 5152 — 777 — an den Central- 
verband gefunden, weiches wir mit Zustimmung des Reichs- 
finanzministeriums nachstehend zum Abdruck bringen; 

„Die in der Nachschrift der Schriftleitung des Bank-Archiv 
zur Entscheidung des Reichsfinanzhofs vom 12, März 1929, 
I A 516/28 (Bank-Archiv 1929 Nr. 13 S. 305), zum Ausdruck 
gebrachten Befürchtungen, daß die in der angezogenen Ent- 
scheidung gegebene Begriffsbestimmung des Kostgeschäfts zu 
einer von der bisherigen Praxis abweichenden, einschränkenden 
Auslegung des $ 57 KVG. führen könnte, vermag ich nicht zu 
teilen. In dem der Entscheidung zu Grunde liegenden Falle 
hatte sich der Beschwerdeführer Aktien geliehen, um damit 
Spekulationsgeschäfte zu machen Unter Berufung auf die 
Entscheidungen des Reichsfinanzhofs vom 28. Dezember 1923, 
II A 174/23 (Bd. 13 S, 135), und vom 13. Juni 1924, II A 38/24 
(Bd. 14 S. 174), nahm der Beschwerdeführer für diese Effekten- 
leihe die Vergünstigung des $ 57 KVG. in Anspruch, obwohl 
das Geschäft weder in die Form eines Kaufs und Rückkaufs 
gekleidet, noch die übrigen Voraussetzungen eines Kost- 
geschäfts im banktechnischen Sinne en waren. Diesen 
Anspruch hat der Reichsfinanzhof in Anlehnung an die Recht- 
sprechung des Reichsgerichts und die allgemeine Verwaltungs- 
übung zurückgewiesen, indem er ausdrücklich hervorhebt, daß 
nicht jedes „Inkostgeben” von Effekten, d. h. jede vorüber- 
gehende Ueberlassung zu irgendeinem Zweck, sondern nur die 
in Form eines Kaufs oder Rückkaufs gekleideten Report-, 
Deport- oder Kostgeschäfte im banktechnischen 
Sinne steuerlich begünstigt sind. 

Die Bedeutung der Entscheidung liegt m. E. im wesent- 
lichen darin, daß sie die durch die Entscheidungen vom 28. De- 
zember 1923 und 13, Juni 1924 hervorgerufene Rechtsunsicher- 
heit beseitigt, insbesondere den alten, von der Praxis allgemein 
anerkannten Rechtsgrundsatz der Entscheidung des Reichs- 
gerichts vom 26. September 1887 (RGZ. Bd. 19 S, 145 ff.) 
wieder aufnimmt, daß sich das Kostgeschäft seiner rechtlichen 
Natur nach in allen seinen Gestaltungen als ein Kaufvertrag 
verbunden mit der Abrede des Wiederverkaufs (oder Rückkaufs) 
ür einen späteren Zeitpunkt darstellt. Inihrer Gesamt- 
heitbetrachtet, läßtübrigens die Begründung 
der Entscheidung des Reichsfinanzhofs m. E 
auch kaum den Schluß zu, daß der Reichs- 
finanzhof die vom Reichsgericht s. Zt. ge- 
g$ebene Begriffsbestimmung einengen, ins- 
besondere nur die der Prolongation von 
Spekulationsgeschäften dienenden Kost- 
$eschäfte steuerlich begünstigen will” 

Wir geben unserer Befriedigung über die in dem letzten 
Satze vom Reichsfinanzministerium geäußerte Ansicht Aus- 
druck, welche hoffentlich dazu beitragen wird, mißverständ- 
lichen Auffassungen über die Tragweite des Urteils des Reichs- 
inanzhofs von vornherein zu begegnen, 


3. Zu KapVerkStG. § 77; Ausi- und DurchiBest. § 114. 
Bei Nachprüfungen, die der Entrichtung 
Börsenumsatzsteuer dienen, sind die 
en im allgemeinen nicht verpflichtet, 
dem Prüfungsbeamten die persönlichen De- 
Potbücher der Kunden vorzulegen, 

Urteil des Reichsfinanzhofs vom 2 Juli 1929 — II A 
124. 29 = 

Den Gegenstand der Rechtsbeschwerde bildet die Verfü- 
gung des Finanzamts vom 2. April 1928, durch die die be- 
Schwerdeführende Bank erneut aufgefordert worden ist, dem 

rülungsbeamten an dem näher bezeichneten Prüfungstage die 

Persönlichen Depotbücher ihrer Kunden aus den 


— 


der 
Bank 
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Jahren 1926 und 1927 zur Einsicht und Prüfung vorzulegen oder 
zur Vorlegung bereitzuhalten, und durch die für den Fall der 
Nichtbefolgung der Aufforderung die Festsetzung einer Geld- 
strale von 30 RM angedroht worden ist, Unter den persönlichen 
Depotbüchern sind Bücher zu verstehen, in denen die bei der 
Bank in Verwahrung befindlichen Kundendepots verzeichnet 
werden. Die hiergegen eingelegte Beschwerde hat der Präsident 
des Landesfinanzamts in dem jetzt angefochtenen Beschwerde- 
bescheid als unbegründet zurückgewiesen. Der hiergegen ein- 
gelegten Rechtsbeschwerde war stattzugeben. 

Vorauszuschicken ist, daß die Frage, ob eine Bank die per- 
sönlichen Depotbücher ihrer Kunden dem Prüfungsbeamten vor- 
zulegen habe, erst kürzlich den V. Senat beschäftigt hat, der 
mit dem Urteil vom 19. April 1929 V A 794/28 (RFH, 25, 119) 
die Vorlegungspflicht bejaht hat. Das Ergebnis dieser 
Entscheidung ist indessen für den vorliegen- 
den Fall nicht zu verwenden, da es sich dort 
um eine Buch- und Betriebsprüfung handelte, 
für diein $162 Abs. 10 der Reichsabgabenord- 
nung andere Voraussetzungen aufgestellt 
sind. Nach dieser Vorschrift hat sich die Prüfung auf alle Ver- 
hältnisse zu erstrecken, die für die Besteuerung von Bedeutung 
sein können. Der V, Senat hat anerkannt, daß die Buchprüfung 
nicht zum Vorwand genommen werden könne, um Feststellungen 
gegen andere Personen als den zu prüfenden Großbetrieb zu 
ermöglichen, ist aber zu einer Bejahung der Vorlegungspflicht 
gekommen, weil die Depotbücher Angaben über den Umfang 
des Depotgeschäfts, also über einen Bankzweig enthalten, der 
den Gegenstand von Einnahmen der Bank (Depotigebühren) bil- 
det. Im vorliegenden Falle beruht die Pflicht zur Duldung der 
Buchprüfung auf anderen gesetzlichen Vorschriften, die ihre be- 
sondere Auslegung erfordern. Die beschwerdeführende Bank 
ist hinsichtlich der Börsenumsatzsteuer Abrechnerin. Das Ver- 
langen des Finanzamts, dem Buchprüfer die persönlichen Depot- 
bücher zur Einsicht vorzulegen, ist auf Grund des $ 77 des Kapi- 
talverkehrsteuergesetzes und des, auf Grund des $ 77 Abs. 2 
die Kraft der Rechtsverordnung besitzenden $ 114 der Aus- 
führungs- und Durchführungsbestimmungen zum Kapitalverkehr- 
steuergesetze gestellt, nach dessen Abs. 1 Satz 1 die Banken 
verpflichtet sind, dem Prüfer sämtliche Bücher, Schriftstücke 
und Belege vollständig vorzulegen, damit er sich, wie es weiter 
heißt, davon überzeugen kann, ob sämtliche steuerpflichtigen 
Geschäfte versteuert, ob Steuerermäßigungen oder Steuerbefrei- 
ungen nicht in Anspruch genommen werden und die Förmlich- 
keiten beachtet sind, von deren Innehaltung die Steuerermäßi- 
gungen oder Befreiungen abhängen .... und ob die in Betracht 
kommenden Geschäfte vom Abrechner ausnahmslos in die 
Bücher, die der Steuerberechnung zugrunde liegen, eingetragen 
sind. 

Darin allerdings hat die angegriffene Vorentscheidung zu- 
nächst Recht, daß sich die Beschwerdeführerin nicht auf das 
Bankgeheimnis berufen kann, da ein solches gegenüber dem 
Finanzamt nach $ 177, $ 181 der Reichsabgabenordnung nicht 
besteht und auch der Wegfall des $ 189 der Reichsabgaben- 
ordnung hieran nichts geändert hat. Es ist in diesen Beziehungen 
lediglich auf die Ausführungen im Gutachten des IV. Senats des 
Reichsfinanzhofs vom 22. Oktober 1924 (Entsch. des RFHois 
Bd. 14 S. 265) und das Urteil des VI. Senats vom 24, September 
1925 VI A 383/25 (Steuer und Wirtschaft IV Nr. 607) zu ver- 
weisen. Auch die Entscheidung des erkennenden Senats vom 
10, November 1922 II A 162/22 (Entsch, des RFHofs Bd. 11 
S. 29) kann die beschwerdeführende Bank nicht mit Erfolg zu 
ihren Gunsten anführen, da, wie die Vorentscheidung gleichfalls 
mit Recht angeführt hat, diese Entscheidung noch unter der 
Geltung des Reichsstempelgesetzes ergangen ist und für dieses 
die Prüfungsvorschriften einschränkender lauteten. 

Daß die Abgabenordnung das Bankgeheimnis zu 
Erforschungspflicht der Steuerbetiönden fotita re 
indessen nicht, daß damit die Schutzbedürftiskeit der mit dem 
Bankgeheimnis umschirmten wirtschaftlichen Belange überhaupt 
verneint se, Das Leben, es handle sich um wirtschaftliches, 
staatliches oder rein geistiges Leben, kann eine beliebige und 
dauernde Offenlegung seiner inneren Tatsachen und Vorgänge 
ohne Schädigung oder Verkümmerung nicht vertragen. Keine 
Gesetzgebung wird ohne Schädigung des Gemeinschaftslebens 
und seiner Einzelgebilde der Erforschungspflicht im öffentlichen 
Leben, insbesondere im Prozesse, das Beicht-, Berufs-, Dienst- 
geheimnis beliebig preisgeben können. WenndieReichs- 
abgabenordnung aus dem Notstand der Zeit 
heraus hier Durchbrechungen vorgenommen 
hat, so kann dies ohne Gefährdung lebens- 
wichtiger Interessen des Gemeinschafts- 
lebens als erträglich überhaupt nur unter der 
Voraussetzung angesehen werden, daß die 
Finanzbehörden von den ihnen durch jene 
Durchbrechungen eingeräumten Befugnissen 


380 


nur insoweit Gebrauch machen, als die voll- 
ständige Erforschung der steuerrechtlichen 
Tatbestände und die Ueberwachung steuer- 
rechtlicher Hilfspflichten auf eine andere 
Weisenicht möglichist. Wenn irgendwo, ist daher auf 
dem Gebiete des Steuer-Prüfungswesens die Vorschrift des $6 
der Reichsabgabenordnung durchzuführen, daß, wo im Sinne des 
Gesetzes die Behörden die Entscheidung nach ihrem Ermessen 
zu treffen haben, sie nach RechtundBilligkeit zu er- 
folgen hat. Wenn das Finanzamt in seiner Erwiderung auf die 
Rechtsbeschwerde der Ausführung, daß der Prüfungsbeamte 
alles Erforderliche aus den übrigen, ihm zur Verfügung gestellten 
Büchern, Schriftstücken und Belegen vollständig habe ersehen 
können, einfach mit dem Hinweis auf die im $ 114 der Ausfüh- 
rungsbestimmungen ausgesprochene Verpflichtung der Bank 
zur vollständigen Vorlegung sämtlicher Bücher, Schriftstücke und 
Belege, glaubte begegnen zu können und einer Rechtfertigung 
seines Vorgehens auf seine Zweckmäßigkeit hin völlig über- 
hoben zu sein, hat es seine Stellung und Pflicht allerdings voll- 
ständig verkannt. Insbesondere hat es übersehen, daß $ 114 
Abs. 1 sich nicht begnügt hat, die Verpflichtung der Banken 
zur Vorlegung sämtlicher Bücher auszusprechen, sondern dieser 
Vorschrift einen mit „damit“ eingeleiteten ausführlichen Neben- 
satz hinzugefügt hat, der eingehend den Sinn der Vorschrift und 
damit ihre Grenzen erläutert. 

Die Aufforderung des Finanzamts bezog sich und konnte 
sich nur beziehen auf die Ueberprüfung richtiger und vollstän- 
diger EntrichtungderBörsenumsatzsteuer, Als Grund, 
warum es glaubte, hierfür auf die Einsichtnahme der persön- 
lichen Depotbücher bestehen zu müssen, hat es in seinem Be- 
richte vom 14, Mai 1928 an den Präsidenten des Landesfinanz- 
amts angeführt, daß sich bei manchen Banken die Prolonga- 
tionsgeschäfte im Terminhandel nur an Hand der Kundendepot- 
bücher nachprüfen ließen, und daß wiederholt aus den Depot- 
büchern steuerpflichtiige Anschaffungsgeschäfte, die sich 
zwischen den Bankkunden oder den Kunden und der Bank von 
Konto zu Konto abspielten, z. B. Sicherheitsübereignungen fest- 
gestellt worden seien. Diese Begründung hat auch der Reichs- 
finanzminister wörtlich ohne weiteres Zutun in seinem Er- 
lasse vom 2. Juli 1928 an den Zentralverband des Deutschen 
Bank- und Bankiergewerbes aufgenommen, in dem er sich, vor- 
behaltlich der Entscheidung im Rechtsmittelverfahren, auf den 
Standpunkt des Finanzamts gestellt hat. Die wörtlich gleiche 
Begründung ohne eigenes Eingehen auf die Sache hat denn auch 
der Präsident des Landesfinanzamts zu der seinigen gemacht, 

Diese Begründung enthält einen Rechtsirrtum insofern, als 
sie nicht einerseits zwischen Börsenumsatzgeschäften unter- 
scheidet, die zwischen der Bank und ihren Kunden oder durch 
die Bank als Vermittlerin ihrer Kunden geschlossen sind, und 
anderseits zwischen Umsatzgeschäften, die ohne Vermittlung 
der Bank von den Kunden untereinander oder mit einem Dritten 
geschlossen sind. 

Was der V, Senat in Uebereinstimmung mit dem Schrifttum 
für die Buch- und Betriebsprüfung nach $ 162 Abs, 10 der 
Reichsabgabenordnung als Grundsatz ausgesprochen hat, daß 
die Prüfung nicht zum Vorwand benutzt werden darf, um Fest- 
stellungen gegen andere Personen als die geprüfte Stelle zu 
machen, das muß auch von der Prüfung nach $ 77 des Kapital- 
verkehrsteuergesetzes gelten, soweit sich aus diesen Vorschrif- 
ten nichts Abweichendes ergibt. Den Banken sind Buchfüh- 
rungspflichten zunächst in keiner anderen Weise aufgelegt, als 
sie nach der Reichsabgabenordnung auch sonst bestehen, d. h. 
nur zur Erforschung und Nachprüfung dereigenenSteuer- 
pflicht des Buchführenden. Das gilt auch von den beson- 
deren Buchführungspflichten nach dem Kapitalverkehrsteuer- 
gesetz und seinen Ausführungs- und Durchführungsbestim- 
mungen. Es ist nicht ersichtlich, inwiefern für die Kapitalver- 
kehrsteuerfälle ein Bedürfnis dazu bestehen sollte, den Prü- 
fungsstellen nach diesem Gesetz eine Durchforschung ihrer 
Bücher nach Steuerfällen aufzunötigen, die sie selbst gar 
nichts angehen. Etwas Gegenteiliges ergibt sich auch 
weder aus § 113 noch aus $ 114 der Ausführungs- und Durch- 
führungsbestimmungen. Etwas Besonderes ergibt nur § 114 
Abs. 2, wonach dann, wenn bei einer Prüfung der Börsenumsatz- 
steuer Wertpapiere vorgefunden werden, die zu Unrecht unver- 
steuert geblieben sind, der Prüfer die Versteuerung und Ab- 
stempelung zu veranlassen hat, Gerade daß diese Vorschrift 
besonders getroffen wurde, beweist, daß eine Nachprüfung der 
Wertpapiersteuer nur gelegentlich der Prüfung der 
Börsenumsatzsteuer, nicht aber gegenüber einer Prüfungsstelle, 
die eine solche nur hinsichtlich der Börsenumsatzsteuer ist, auch 
hauptsächlich vorgenommen werden kann, Das Gleiche 
ergibt sich aus $ 114 Abs. 3 für die Entdeckung sonstiger Zu- 
widerhandlungen. Danach kann auch keine Rede davon sein, 
daß eine Bank sich die Durchsicht ihrer Bücher, also auch ihrer 
Kundendepotbücher, zu dem Zwecke müsse gefallen lassen, 
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damit der Buchprüfer feststellen könne, ob ein Kunde der Bank 
ohne deren Beteiligung oder Vermiltlung steuerpflichtige, Ge- 
schäfte abgeschlossen, z. B. etwa Sicherungsübereignungen vor- 
genommen habe. Damit ist insoweit die Aufforderung des 
Finanzamts rechtswidrig und daher ebenso wie die für den Fall 
der Nichtbeachtung der Aufforderung ausgesprochene Straf- 
androhung aufzuheben. 

Aber auch soweit es sich um Anschaffungsgeschäfte handelt, 
die von den Kunden durch Vermittlung der Bank oder mit 
dieser abgeschlossen sind, läßt die Begründung des Beschwerde- 
bescheids nicht erkennen, daß irgendein praktisches Bedürfnis, 
die Depotbücher zur Prüfung heranzuziehen, vorgelegen habe. 
Denn die Ausführung, daß bei manchen Banken die Pro- 
longationsgeschäfte im Terminhandel sich nur an Hand der Per- 
sonendepotbücher nachprüfen ließen, stellt nicht auch nur die 
Behauptung auf, daß ein solcher Fall bei der Beschwerde- 
führerin vorliege. Diese bestreitet es ausdrücklich und führt 
aus, daß jedes Zeitgeschäft in ein Engagementsbuch eingetragen 
werden und die bei der Liquidation erfolgende Abrechnung über 
das Effektenkonto verbucht und skontriert werden müsse, Wollte 
man die Prolongationsgeschäfte wirklich in die Depotbücher 
eintragen und diese als Unterlage bei der Steuerprüfung be- 
nutzen, so müßte man sämtliche Depotbücher von vorn bis 
hinten durchblättern und jede einzelne Buchung hinsichtlich der 
Steuerpflicht verfolgen, d, h man müßte wieder zu- 
rückgehen auf die Memoriale und Abrechnungen. Im 
übrigen bestreitet die Beschwerdeführerin, daß bei ihr eine Ver- 
buchung der Prolongationen in den Depotbüchern überhaupt 
vorgenommen werde. Diese von der Beschwerdeführerin näher 
begründeten Darlegungen, daß die Einsicht der persönlichen 
Depotbücher für die Prüfung der Entrichtung der Börsenumsatz- 
steuer von Anschaffungsgeschäften, die durch Vermittlung der 
Bank oder mit dieser geschlossen sind, nicht nur völlig über- 
flüssig ist, sondern daß diese Prüfung viel einfacher und zweck- 
mäßiger durch die übrigen Bücher der Beschwerdeführerin er- 
folgt, erscheinen — zumal es sich hier um den Betrieb einer 
Großbank handelt — so einleuchtend, daß der Senat weitere 
Erörterungen in dieser Hinsicht nicht für geboten erachtet, 
Auch kann der Rechtsbeschwerde ohne weiteres geglaubt 
werden, daß Sicherungsübereignungen an die Bank praktisch 
nicht vorkommen, da schon nach den allgemeinen Geschäfts- 
bedingungen der Bank Wertpapiere, die sie für die Kunden in 
Gewahrsam hat, als Pfand zur Sicherheit für alle ihre An- 
sprüche gegen den Kunden dienen, 


4. Zu § 83 KapVerkStG. 

Die Gewährung von Bezugsrechten und 
Freiaktien an Gesellschaften unterliegt 
nicht dem Steuerabzug vom Kapitalertrag. 

Urteil des Reichsfinanzhofs v. 20, Dezember 1928 — 
I A 259/28 —; abgedr.: Mitt. d. Steuerstelle d, RDI. 1929 S. 99, 

Die beschwerdeführende Aktiengesellschaft hat gelegent- 
lich ihres Abschlusses für das Geschäftsjahr 1924/25 ihren 
Aktionären u. a. das Recht eingeräumt, auf je 20 Aktien aus 
dem Bestande der Gesellschaft an sogenannten Verwertungs- 
oder Vorratsaktien unentgeltlich eine weitere Aktie zu be- 
ziehen. Die Ausübung des Bezugsrechts führte zur Ausreichung 
von 505 Aktien im Nennwert von je 250 RM, Diejenigen 
Aktionäre, die von dem Bezugsrecht keinen Gebrauch machen 
wollten, erhielten auf jede Aktie einen Bonus von 25 RM. 

Das Finanzamt erblickte in dem Werte der Gratisaktien 
(505 mal 250 mal 213,90 % — 270048,75 RM) einen Kapital- 
betrag im Sinne des $ 83 Abs. 1 und 4 des Einkommensteuer- 
gesetzes und forderte die Steuer mit 27004,88 RM von der 
Aktiengesellschaft an, 

Die Rechtsbeschwerde muß zur Aufhebung der Vor- 
entscheidung führen, Das Finanzgericht hat, ohne die zugrunde 
liegenden Verhältnisse weiter aufzuklären, angenommen, daß 
die Ueberlassung von Vorrats- und Verwertungsaktien an die 
Aktionäre einer Dividendenausschüttung in Höhe des Kurswerts 
dieser Aktien gleichzusetzen sei, 

Diese Beurteilung ist rechtsirrig. Denn aus der bloßen 
Feststellung der Ueberlassung von Vorrats- und Verwertungs- 
aktien an die Aktionäre ist nicht ein bestimmt abgegrenzter, 
eindeutiger Tatbestand zu entnehmen, aus dem sich nur be- 
stimmte steuerliche Folgen ergeben könnten, Vielmehr ist mit 
der erwähnten Feststellung nur eine unbestimmte Um- 
schreibung gegeben, in welche verschiedenartige Tatbestände 
passen können, die zu ganz verschiedenen steuerlichen Folgen 
führen müssen. Die Bezugnahme des angefochtenen Urteils 
auf die Entscheidung des erkennenden Senats in Bd, 11 S, 157 ff, 
läßt erkennen, daß das Finanzgericht die Gewährung von Frei- 
aktien angenommen hat. Das aber hätte nach den Rechts- 
ausführungen des Urteils Bd, 11 S, 157 dazu führen müssen, 
als Kapitalertrag nicht den Kurswert der Aktien zu be- 
handeln, sondern den Betrag, den die Aktiengesellschaft den 
Aktionären im Aufrechnungswege zur Einzahlung auf das er- 
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höhte Grundkapital zugewendet hätte, und es wäre dann zu- 
nächst zu erörtern gewesen, ob und in welcher Höhe solche 
Einzahlungen hier überhaupt von den Aktionären, die die Vor- 
ralsaktien bezogen haben, zu leisten waren. Statt solcher Ein- 
zahlungen den vollen Kurswert der Aktien dem Steuerabzuge 
zu unterwerfen, ging nur dann an, wenn es sich bei Ueber- 
lassung der Aktien nicht um Zuteilung von jungen Aktien 
handelte, sondern um Aktien, deren Ausgabe bereits abge- 
schlossen gewesen war und die im Vermögen der Aktien- 
gesellschaft bereits den im Börsenkurse sich ausdrückenden 
Wert hatten; vgl. dazu Entsch. des RFH, Bd. 21 S. 325 ff, und 
Bd. 23 S. 59, 

Mit der Bezugnahme der Vorentscheidung auf Entsch, des 
RFH. Bd, 11 S, 157if,, wo die Schaffung von Freiaktien be- 
handelt wird, stimmt nicht überein die bei der Bewertung der 
ausgereichten Aktien vom Finanzgerichte gemachte Bemerkung, 
daß es sich im vorliegenden Falle nicht um neugeschaffene 
junge Aktien, sondern um bereits im Besitze der Aktiengesell- 
schaft befindlich gewesene alte Aktien handle, die schon vor 
Ausreichung an die Aktionäre zum Börsenhandel zugelassen 
gewesen seien. Das Urteil hätte klar aussprechen und be- 
gründen müssen, welche der beiden grundsätzlich verschiedenen 
Tatbestände, Ausreichung von jungen Aktien oder Ueber- 
eignung von bereits früher ausgegebenen, von der Aktiengesell- 
schaft zurückerworbenen Aktien, es annehmen wollte, Recht- 
lich bedenklich ist weiter die Begründung des Steuersatzes 
von 11,11% des Kurswerts der Aktien. Wenn die Aktien- 
gesellschaft die Aktienausreichung nicht für steuerabzugs- 
pflichtig ansah und deshalb den Steuerabzug unterließ, so kann 
nicht gesagt werden, daß sie damit den Steuerabzug zu ihren 
Lasten übernommen hätte. Vielmehr würde die Folge des 
rechtsirrigen Standpunkts der Aktiengesellschalt nur gewesen 
sein, daß sie verpflichtet blieb, den Steuerabzug von dem Be- 
trage, den sie ausschütten wollte, also den Aktien selbst, ab- 
zuführen, und daß sie einen Anspruch auf Erstattung des 
Steuerabzugs gegen die Aktionäre erwarb, die durch die irrtüm- 
liche Unterlassung des Abzugs bei der Ausreichung der Aktien 
bereichert waren. Es müßte dargelegt werden, daß und wann 
sie auf diesen Anspruch verzichtet hätte, um den Steuerabzug 
auch bezüglich des auf die Steuer entfallenden Prozentsatzes 
von 1,11% des Kurswerts zu begründen, 

Die Vorentscheidung unterlag daher der Aufhebung, Die 
Sache ist spruchreif. Bei der rechtlichen Beurteilung ist von 
folgenden Grundsätzen auszugehen: 

1. Die Gewährung eines bloßen, wenn auch 
günstigen Bezugsrechts auf junge Aktien an die Aktionäre 
stellt für die Gesellschaft den Verzicht auf die Realisie- 
rung eines sich aus dem Kursstand ergebenden möglichen 
Vorteils dar, die Gewährung bedeutet aber für die alten 
Aktien keinen Ertrag; von dem Werte des Bezugsrechts 
als solchen ist daher ein Steuerabzug nicht vorzunehmen. 

2. Die Grundsätze des Urteils in Entsch. des RFH. 
Bd. 11 S, 157ff, über die Kapitalertragsteuerpflicht der 
Gewährung von sogenannten Freiaktien oder Teil- 
freiaktien (vgl. a. a. O. S. 181) gelten sinngemäß für die 
Frage, ob und in welchem Umfang die Ueberlassung 
solcher Aktien an die Aktionäre dem Steuerabzuge vom 
Kapitalertrage nach $$ 83ff. EinkStG. 1925 unterliegt. 
Werden die jungen Aktien den Aktionären nicht zum 
Nennbetrag angerechnet, sondern zu einem höheren Be- 
zugspreise, so gilt für die Uebernahme des (vollen oder 
eines Teiles des) Bezugspreises durch die Akt.-Ges. zu- 
gunsten der Aktionäre das gleiche, was bezüglich der 
Uebernahme der Verpflichtung der Aktionäre zur 
Leistung des Nennbetrags der jungen Aktien als Einlage 
auf das erhöhte Grundkapital in dem Urteil Bd. 11 
S. 157ff, ausgeführt ist. 

Bei Teildeckung des Aktienbezugspreises durch die 
Gesellschaft kommt &ls steuerpflichtiger Ertrag nicht der 
volle Bezugspreis in Betracht, sondern nur derjenige 
Teil, den die Gesellschaft ihren Aktionären als Gewinn, 
Bonus oder in welcher Form sonst zur Verfügung 
gestellt hat. Grundlegend für die Höhe des aus- 
geschütteten Kapitalertrags und damit des Steuerabzugs 
ist im Falle der Gewährung von Freiaktien oder Teil- 
freiaktien nicht der Wert der Aktien, der sich im 
(späteren) Börsenkurse derselben ausdrückt, sondern der- 
jenige (Teil-) Betrag des Bezugspreises, den an sich die 
Aktionäre für die jungen Aktien zu entrichten haben 
würden, dessen Entrichiung statt ihnen die Gesellschaft 
übernommen hat, 

3, Die Grundsätze zu 2. beziehen sich nur auf die 
Gewährung von neugeschaffenen Freiaktien, nicht auf 
den Fall, wo eine Aktiengesellschaft ihren Aktionären 
alte Aktien, die sie früher einmal ausgegeben und später 
zurückerworben hatte, als Bonus neben oder anstatt 


einer Bardividende hingibt. Ueber die in dem letzteren 
Falle anzuwendenden Grundsätze hat sich der Senat in 
dem erwähnten Urteile im Bd. 23 S. 59 mit eingehender 
Begründung ausgesprochen. 


Ob bei der Ausgabe von sogenannten Vorratsaktien des 
Fall zu 2. oder zu 3, vorliegt, ist Tatfrage. Die Frage kann 
besonders dann zweifelhaft sein, wenn die Ausgabe der Aktien 
nicht unmittelbar an die Aktionäre, denen die Aktien an- 
geboten werden sollen, erfolgt, sondern durch Zwischen- 
schaltung eines Dritten, einer Verwertungsgemeinschaft, eines 
Konsortiums oder einer Bank. Dann kommt es darauf an, ob 
das Konsortium Ersterwerber im Sinne des $ 6a KapVerkSiG. 
geworden ist, so daß die Aktien mit dem Uebergang an das 
Konsortium aus dem Vermögen der Aktiengesellschaft auch 
wirtschaftlich tatsächlich ausgeschieden sind und bei einem 
späteren Rückerwerbe wie jedes andere derivativ erworbene 
Vermögensstück der Gesellschaft zu behandeln sind, oder ob 
vielmehr der Fall so liegt, daß der Zwischenbesitz des Kon- 
sortiums nicht als Ersterwerb im Sinne des $ 6a KapVerk- 
StG. behandelt ist. In dem Urteil Bd, 23 S, 59 war der er- 
kennende Senat auf Grund der damaligen Sachlage zu der 
tatsächlichen Feststellung gelangt, daß die Aktienausgabe durch 
Uebernahme der Aktien durch das Konsortium abgeschlossen 
war, daß die Gesellschaft also die Aktien, als sie sie vom 
Konsortium wiedererhielt, in Gestalt von fertigen Wertpapieren 
Vermögensstücke erwarb, die sie genau wie im freien Verkehr 
erworbene Aktien behandeln konnte, Wenn sie solche 
Aktien demnächst an ihre Aktionäre verteilte, schüttete sie 
vorhandenes Vermögen an die Gesellschafter aus, und diese 
Ausschüttung unterlag zu Lasten der Aktionäre dem Steuer- 
abzuge vom Kapitalertrage, vgl. oben zu 3. am Ende. Der 
jetzt zur Entscheidung stehende Fall liegt aber anders, näm- 
lich so, daß in der Tat den Aktionären ein Bezugsrecht auf die 
sogenannten Vorrats- oder Verwertungsaktien eingeräumt war, 
daß sie diese Aktien als Ersterwerber bezogen haben, und daß 
sie als Bezugspreis den Verzicht auf den ihnen sonst zu- 
stehenden Barbonus von 20 mal 25 RM zu entrichten hatten. 
Da sonach die Ausgabe der streitigen Aktien eine gesellschait- 
steuerpflichtige Zuteilung von jungen Aktien darstellte, so kann 
nicht für die Körperschaftsteuer die Ausreichung der gleichen 
Stücke sich als kapitalertragsteuerpflichtige Ausschüttung von 
Gewinn der Gesellschaft darstellen. Damit entfällt die Mög- 
lichkeit, mit dem Finanzgerichte den gemeinen Wert der Vor- 
ratsaktien dem Steuerabzuge vom Kapitalertrage zu unter- 
werfen. Denn die Aktionäre haben diese jungen Aktien auf 
Grund ihres Bezugsrechts erworben und nicht als Ertrag ihrer 
alten Aktien bezogen. Aber das Bezugsrecht durfte nicht ohne 
Gegenleistung der Aktionäre ausgeübt werden — was in der 
Weise rechtlich möglich gewesen wäre, daß der Bezugspreis 
der Aktien durch die seinerzeit von der Verwertungsgemein- 
schaft geleistete Einzahlung des Papiermarknennbetrages als 
getilgt gelten sollte — Wäre das der Fall gewesen, so würde 
von der unentgeltlichen Verteilung der Aktien Gesellschaft- 
steuer nicht zu erheben gewesen sein; es würde dann eine 
Ausgabe von Teilfreiaktien vorliegen, bezüglich deren die nach 
Bd. 11 S. 157 (obiger Grundsatz Nr. 2) gegebene Steuerpflicht 
sich nur auf die Zahlung des Papiernennbetrags durch das 
Konsortium erstreckt haben würde, Hier aber waren die 
jungen Aktien von den Aktionären nur zu beziehen gegen eine 
Leistung von 25 mal 20 RM auf jede junge Aktie, und diese 
25 mal 20 RM waren dem Aktionär von der 
Aktiengesellschaft als Dividende zur Ver- 
fügung gestellt. Der Bezug der jungen Aktien stellt 
danach in Höhe von je 20 mal 25 RM einen Dividendenersatz 
für die Altaktionäre dar. Diese Mittel, die sie zum Bezuge 
der jungen Aktien aufzuwenden hatten und von denen Gesell- 
schaftsteuer zu entrichten war, sind den Altaktionären von der 
Aktiengesellschaft in wirtschaftlich der gleichen Weise ge- 
währt worden, als wenn sie ihnen zunächst bar ausbezahlt 
worden wären und dann gegen Ausreichung der jungen Aktien 
der Aktiengesellschaft zurückgezahlt worden wären, In Höhe 
dieses Betrags greifen also die Grundsätze des erwähnten 
Urteils Bd. 11 S. 157 über die Besteuerung sogenannter Frei- 
aktien durch. 


5. Zu $ 301 RAbgO, 


Die Sicherungsübereignung verschafft ein 
die Veräußerung hinderndes Recht im Sinne 
des $ 301 RAbgO. 

Urteil des Reichsgerichts 
VII 536. 28 — T. 


Darüber, daß das durch Sicherungsübereignung erworbene 
Eigentum (Sicherungseigentum) zu den Rechten gehört, die im 
Sinne des $ 771 ZPO. die Veräußerung hindern, besteht kein 
Zweifel. Die nach Maßgabe des $ 930 BGB, erfolgte Besitz- 
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übertragung begründet volles zivilrechtliches Eigentum, an 
dessen dinglicher Wirksamkeit durch Vereinbarungen der Be- 
teiligten nichts geändert werden kann, Wenn mit Rücksicht 
auf solche Abreden davon gesprochen wird, das Sicherungs- 
eigentum sei bloß fiduziarisches Eigentum, so darf daraus nicht 
geschlossen werden, daß es mit geringerer dinglicher Kraft be- 
gabt sei, als anderes Eigentum, Die Entscheidung der streitigen 
Frage hängt also davon ab, ob im Steuerrecht besondere Be- 
stimmungen gelten, nach denen das Sicherungseigentum gegen- 
über einer Zwangsvollstreckung wegen einer Steuerforderung 
nicht als ein die Veräußerung hinderndes Recht anzusehen ist. 
Diese Frage wird von dem Gutachten des Reichsfinanzhofs be- 
jaht. Er beruft sich zunächst auf die Entstehungsgeschichte des 
§ 80 Abs. 1 Satz 1 RAbgO. („Wer einen Gegenstand als ihm 
gehörig besitzt, wird im Sinne der Steuergesetze wie ein Eigen- 
tümer behandelt”), aus der sich ergebe, daß der Gesetzgeber 
beim Erlaß der Vorschrift gerade die Sicherungsübereignung 
im Auge gehabt habe. Ob diese Annahme zutrifft, kann dahin- 
gestellt bleiben, da die angebliche Absicht des Gesetzgebers 
in der Bestimmung, wie sie erlassen ist, keinen erkennbaren 
Ausdruck gefunden hat (RGZ. Bd. 104 S. 173, Bd. 100 S. 181, 
Bd. 98 S, 130, Bd. 97 S. 314}, und Zweifel über ihren Inhalt 
in der hier in Rede stehenden Richtung nicht bestehen können. 
Die Bestimmung im $ 80 a. a. O. bezieht sich nur auf den Eigen- 
besitzer; wer als solcher zu gelten hat, entscheidet sich nach 
dem bürgerlichen Recht. Nach diesem ist aber der Schuldner, 
der dem Gläubiger einen Gegenstand zur Sicherung mittels 
Besitzkonstituts als Eigentum übertragen hat, nicht Eigen-, 
sondern Fremdbesitzer, er besitzt lediglich auf Grund des mit 
dem Bub: vereinbarten Rechtsverhältnisses, das den Ver- 
lust seines Eigenbesitzes zur Folge hatte (SS 930, 868 BGB.). 
Auch auf $ 4 der RAbgO, kann die Ansicht des Reichsfinanz- 
hofs nicht gegründet werden, Er bestimmt: „Bei der Aus- 
legung der Steuergesetze sind ihr Zweck, ihre wirtschaftliche 
Bedeutung und die Entwicklung der Verhältnisse zu berück- 
sichtigen.” Diese Bestimmung will nicht neues Recht schaffen, 
vielmehr handelt es sich, wie der Reg.-Vertreter bei der Be- 
ratung des Gesetzes im Ausschuß erklärte, um einen knappen 
Ausdruck des Ergebnisses der Rechtsentwicklung, wie sie ihren 
Niederschlag insbesondere in der Rechtsprechung des Reichs- 
gerichts auf dem Gebiete des bürgerlichen Rechts gefunden hat; 
die Vorschrift sollte dem Richter nur mit allem Nachdruck die 
Pflicht auferlegen, die in dem Steuerrecht enthaltenen Rechts- 
gedanken voll zu entwickeln, und dabei die Zwecke der Steuer- 
geseize und ihre wirtschaftlichen Tragweiten, sowie die 
jeweilige Gestaltung der Verhältnisse zu berücksichtigen 
(Drucksache Nr. 1460 der Verfassungsgebenden National- 
versammlung S. 3), Dieser Auffassung entspricht der Wort- 
laut des $ 4. Er besagt danach nicht, daß rechtliche Gesichts- 
punkte hinter wirtschaftlichen zurücktreten sollten, und es 
läßt sich aus ihm nicht herleiten, daß eine rechtswirksame 
durch Besitzkonstitut erfolgte Sicherungsübereignung nicht ein 
die Veräußerung hinderndes Recht im Sinne des § 301 RAbgO. 
begründe, weil sie wirtschaftlich eine bloße Pfandbestellung 
bedeute. 

Endlich weist das Gutachten des Reichsfinanzhofs darauf 
hin, daß auch im Konkurs das Sicherungseigentum kein Aus- 
sonderungsrecht, sondern nur, wie ein Pfandrecht, ein Ab- 
sonderungsrecht gewähre. Diese Auffassung entspricht der 
Rechtsprechung des Reichsgerichts {RGZ. Bd, 91 S, 14, Bd. 118 
S. 209). Der letzte Grund für sie liegt aber nicht in dem Um- 
stande, daß das Sicherungseigentum nur ein Eigentum minderen 
Rechtes sei und wirtschaftlich einem Pfandrecht gleichstehe, 
sondern darin, daß der Konkurs zu einer sofortigen Lösung 
nicht nur des sachenrechtlichen Verhältnisses, sondern auch 
des der Sicherungsübereignung zugrunde liegenden persönlichen 
Verhältnisses nötigt. Der Sicherungsnehmer darf nicht gleich- 
zeitig die Sache aussondern und wegen seiner gesamten 
Forderung Befriedigung aus der Masse verlangen. Er kann den 
Wert des übereigneten Gegenstands nur insoweit beanspruchen, 
als er seine Forderung nicht übersteigt, im übrigen muß er der 
Masse den Wert gewähren. Diese Rechtslage führt zu dem 
Ausgleich, dem Sicherungsnehmer ein Absonderungsrecht zu- 
zubilligen. Außerhalb des Konkurses ist er nicht gehindert, 
sein Eigentum zu verfolgen (vgl. Komm. d. RGR. $ 930 Anm. 6). 

Hiernach muß das Sicherungseigentum als ein die Ver- 
äußerung hinderndes Recht im Sinne des $ 301 RAbgO, an. 
erkannt werden. 


6. Zu § 162 Abs. 10; § 202 Abs, 1 RAbgO. 


Die Prüfung, die ein Finanzamt bei einer 
— als Großbetrieb im Sinne des § 162 Abs 10 
RAbgO. anzusehenden — Bank vornehmen 
läßt, kann sich auch auf die Einsichtnahme 
von Depot- und Tresorbüchern der Bank er- 
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Gerichtliche Entscheidungen. 
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strecken. Das Finanzamt kann die Vor- 
legung solcher Bücher an den Prüfungs- 
beamten auf dem Wegedes$202Abs. 1iRAbgO, 
erzwingen. 

Urteil des Reichsfinanzhofs vom 19, April 1929 — V A 
794/28 —*). 


Das FA, hat die beschwf. Bank im Jahre 1928 auf Grund 
des $ 162 Abs. 10 der RAbgO. einer Buch- und Betriebsprüfung 
unterstellt. Da sich die Beschwf, bei dieser Prüfung weigerte, 
außer den vorgelegten Büchern noch weitere, vom FA, nament- 
lich bezeichnete Bücher dem Buchprüfer vorzulegen, hat das 
FA. die Bank mit Verfügung vom 20, 6. 1928 unter Androhung 
einer Geldstrafe aufgefordert, diese Bücher dem Buchprüfer 
vorlegen zu lassen. Gegen die Entscheidung des Präs, des LFA, 
der die Beschwerde der Bank als unbegründet zurückgewiesen 
hat, richtet sich die vorliegende Rechtsbeschwerde, In ihr 
macht die Bank in der Hauptsache geltend, $ 208 der RAbgO. 
stelle den Grundsatz auf, daß Bücher und Aufzeichnungen, die 
den Vorschriften des Handelsgesetzbuchs entsprechen, die 
Vermutung ordnungsmäßiger Führung für sich haben; dieser 
Grundsatz dürfe bei der Durchführung der Betriebsprüfung 
($ 162 Abs, 10 der RAbgO.) nicht völlig unbeachtet bleiben; der 
Umfang der Betriebsprüfung, wie sie die streitige Aufforderung 
im Auge habe, halte sich nicht im Rahmen des billigen Er- 
messens; nur insoweit dürfe vom Rechte des § 162 Abs. 10 
Gebrauch gemacht werden, als es für die steuerlichen Belange 
unumgänglich notwendig sei, 

Der Rechtsbeschwerde mußte der Erfolg versagt werden. 
Gegenstand der Rechtsbeschwerde kann nach & 283 der RAbgO, 
die Beschwerdeentscheidung nur insoweit sein, als sie sich auf 
die nach $ 202 Abs. 1 RAbgO. erzwingbare Anordnung der 
Vorlegung von bestimmten Büchern bezieht, Das FA. war 
nach $ 162 Abs. 10 a. a. O. berechtigt und verpflichtet, die 
bei der Beschwf. (einem Großbetrieb im Sinne der genannten 
Bestimmung) im Wege der Steueraufsicht vorgenommene 
Prüfung auf alle Verhältnisse zu erstrecken, die für die Besteue- ` 
rung von Bedeutung sein können, Freilich wäre es unzulässig 

ewesen, die Buch- und Betriebsprüfung und insbesondere ihre 
E auf die in der Verfügung vom 20, 6. 1928 be- 
zeichneten Bücher lediglich als Vorwand zu benutzen, um Fest- 
stellungen gegen andere Personen zu ermöglichen. Die An- 
gaben der Beschwf. können aber ihre Annahme, daß solches 
beabsichtigt gewesen sei, nicht rechtfertigen; auch sonst spricht 
nichts dafür, daß die Anordnung des FA, einen solchen Zweck 
gehabt hätte, Die Anordnung hatte lediglich bezweckt, die 
Durchführung der Betriebsprüfung zu ermöglichen; dies allein 
kommt in der Verfügung vom 20, 6. 1928 zum Ausdruck, Das 
FA. hat mit ihr das Verlangen der Beschwf. zurückgewiesen, 
bestimmte Bücher gar nicht oder nur eingeschränkt vorzulegen, 
Von den Konto-Korrentbüchern und Srarkontenbüchern, die 
ursprünglich von der Bank auch nicht vorgelegt werden wollten, 
ist in der Rechtsbeschwerde nicht mehr die Rede. Aber auch 
die Depotbücher und Tresorbücher sind den Büchern zuzu- 
rechnen, die für die Besteuerung der Beschwf. von Bedeutung 
sein können, Es kann dahingestellt bleiben, ob in einem dieser 
Bücher auch Geldeinnahmen und Ausgaben verbucht werden, 
die den Bestand der Hauptkasse der Bank berühren. Jeden- 
falls enthalten solche Bücher, was schon aus ihrer Bezeichnung 
hervorgeht, Angaben über den Umfang des Depotgeschäfts 
und des Tresor-(Schrankfach-)geschäfts der Bank, also über 
Bankzweige, die den Gegenstand von Einnahmen der Bank 
(Depotgebühren, Schrankfachmieten) bilden. Die Beschwf, irrt, 
wenn sie annimmt, das FA. sei nicht berechtigt, eine Geschäfts- 
prüfung im Sinne des $ 162 Abs. 10 der RAbgO, auf 
Bücher solchen Inhalts zu erstrecken. Die Vorschrift des $ 208 
der KAbgV, enthält nur eine Bestimmung darüber, inwieweit 
Ergebnisse einer Buchprüfung der Besteuerung zugrunde zu 
legen sind, sie steht der Anordnung des FA. in keinem Falle 
entgegen. Daß das FA. schon vor der bezeichneten Aufforde- 
rung die Prüfung vielleicht zeitlich schon sehr ausgedehnt hatte, 
macht die Anordnung des FA. vom 20. 6. 1928 nicht zu einer 
rechtswidrigen, Auch ein Verstoß gegen § 6 der RAbgO. kann 
in der Anordnung des FA, nicht erblickt werden, Es hängt von 
dem pflichtmäßigen Ermessen des FA, ab, ob und in welcher 
Ausdehnung eine Buch- und Betriebsprüfung vorzunehmen ist, 
und nichts läßt darauf schließen, daß hier dieses pflichtmäßige 
Ermessen überschritten worden ist, Gegenüber der Vorlage- 
pflicht der Bank versagt auch, wie in der angefochtenen Ent- 
scheidung zutreffend ausgeführt ist, die Verpflichtung der 
Bank zur Verschwiegenheit, ein sogenanntes Bankgeheimnis 


kennt die RAbgO, nicht. 


*) Vgl. den Aufsatz auf S, 379 dieser Nummer, 


